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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Nordatiantischen Versammiung 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr verehrte Frau Kollegin, 
Sehr geehrter Herr Kollege! 


Wie aus der Unterrichtung durch die Deutsche Delegation in 
der Nordatlantischen Versammlung vom 11. Dezember 1973 
(Bundestagsdrucksache 7/1396) hervorgeht, hat die Nordatlan- 
tische Versammlung auf ihrer 19. Jahrestagung in Ankara auch 
den Bericht ihres Neuner-Ausschusses behandelt. Dieser Bericht 
befaßt sich mit der Zukunft des Nordatlantischen Bündnisses 
sowie mit der künftigen Rolle der Nordatlantischen Versamm- 
lung. Wegen der Bedeutung dieses Berichts hielt es die Ver- 
sammlung für wünschenswert, daß sich auch die Parlamente der 
Mitgliedsländer damit befassen. 

Ich beehre mich daher, Ihnen nachstehend ein Schreiben des 
Präsidenten der Nordatlantischen Versammlung vom 3. Januar 
1974 und den Bericht des NeunerAusschusses in deutscher Über- 
setzung zur Kenntnis zu bringen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Kurt Mattick 
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NORDATLANTISCHE VERSAMMLUNG 
DER PRÄSIDENT 


Brüssel, den 3. Januar 1974 


An den Leiter der Deutschen Delegation 
in der Nordatlantischen Versammlung 

Herrn Kurt Mattick 
53 Bonn 


Sehr geehrter Herr Kollege, 

ich erlaube mir, Ihnen ein Exemplar des von der Nordatlantischen 
Versammlung herausgegebenen Heftes mit dem Bericht des Aus- 
Schusses der Neun zuzusenden. Ihnen wird die Arbeit dieses Aus- 
schusses wahrscheinlich schon bekannt sein, zumindest was ihre 
allgemeine Zielrichtung angeht. Bei der Vorbereitung dieses Doku- 
ments tagte der Ausschuß mehrmals während 1972 und 1973 unter dem 
Vorsitz des amerikanischen Senators Jacob K. Javits. Einzelheiten 
über die Zusammensetzung und Tätigkeit des Ausschusses sind in 
den Anhängen 1 und 3 enthalten. 

Dieser Bericht wurde speziell für die Nordatlantische Versammlung 
vorbereitet und ihr während ihrer vom 21. bis 30. Oktober 1973 im 
türkischen Parlament in Ankara veranstalteten Neunzehnten Jahres- 
tagung vorgelegt. Ein großer Teil der Arbeiten der Versammlung 
während dieser Tagung wurde den in dem Ausschuß wie auch in den 
Plenarsitzungen erarbeiteten Empfehlungen des Ausschusses der 
Neun gewidmet. 

Zum Schluß der Beratungen nahm die Versammlung eine Entschlie- 
ßung an, in der der Präsident der Versammlung gebeten wurde, den 
Bericht den Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Versammlung, 
den Außen-, Verteidigungs- und Wirtschaftsministern, den Präsiden- 
ten der nationalen Parlamente sowie zahlreichen anderen Behörden 
mit der Bitte vorzulegen, eine mögliche Durchführung der im Bericht 
enthaltenen Empfehlungen zu prüfen. Die Versammlung hat den Prä- 
sidenten ebenfalls gebeten, die Beamten bestimmter internationaler 
Institutionen um eine Stellungnahme zum Bericht zu ersuchen. 

Ich hoffe, daß das beigefügte Dokument für Sie von Interesse sein 
wird und daß Sie mir eventuelle Bemerkungen und Stellungnahmen 
zukommen lassen werden. Die Nordatlantische Versammlung wird 
während des ganzen Jahres 1974 mit der Prüfung der Empfehlungen 
des Ausschusses der Neun fortfahren und Überlegungen anstellen, 
wie sie am besten verwirklicht werden können. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 


Knud Damgaard 
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Kapitel 1 

Allgemeine Einleitung 


1. Dem Ausschuß der Neun, der von der Nordat- 
lantischen Versammlung auf ihrer 17. Jahrestagung 
ini September 1971 in Ottawa eingesetzt worden 
war, war die Aufgabe gestellt, „eine eingehende 
Untersuchung über die Zukunft der Atlantischen 
Allianz sowie über die zweckdienlichste und am 
meisten wünschenswerte Rolle, die die Versamm- 
lung zu spielen haben soll", anzustellen. Der Aus- 
schuß hat diese Aufgabenstellung als eine Auffor- 
derung verstände, 1. eine gründliche Neubewertung 
der Beziehungen zwischen Westeuropa und Nord- 
amerika im Laufe des nächsten Jahrzehnts auf si- 
cherheitspolitischem, wirtschaftlichem, politischem 
und interparlamentarischem Gebiet vorzunehmen 
und 2. Empfehlungen für die Verstärkung der Be- 
ziehungen zwischen Amerika und Europa im Blick 
auf die Herausforderungen und Möglichkeiten der 
nächsten zehn Jahre zu formulieren. 

2. Seit der Gründung der Atlantischen Allianz hat 
das internationale System tiefgreifende Änderun- 
gen erfahren.'*' Die starken Spannungen, die zwi- 
schen Ost und West herrschten, und die Furcht vor 
einer drohenden militärischen Aggression haben 
sich vermindert. Die lange Periode des Friedens im 
nordatlantischen Bereich, die ohne die Existenz der 
Allianz kaum vorstellbar gewesen wäre, wirkte 
sich in einem Nachlassen der Spannungen aus. In- 
dem sie den Kriegen Grenzen setzte und die Ent- 
spannung förderte, hat sich die Allianz als ein ent- 
scheidender Erfolg erwiesen. Unter diesen neuen 
Bedingungen, bei denen eine direkte militärische 
Aggression weit weniger wahrscheinlich geworden 
ist, wird die Rivalität zwischen den weiter beste- 
henden politischen Systemen erhöhte Bedeutung 
gewinnen. Die Länder Westeuropas und Nordameri- 
kas, die sich zu demokratischen Grundsätzen be- 
kennen, müssen dafür Sorge tragen, ihre politi- 
schen Angelegenheiten im Innern wie nach außen 
so zu behandeln, daß der Vergleich mit den totali- 
tären Systemen der Sowjetunion und Chinas ein- 
drucksvoll ausfällt und daß die ganze Welt sich 
dessen voll bewußt wird. 

3. Die Entspannung, um die sich die Staaten West- 
europas und Nordamerikas weiterhin bemühen 
müssen, stellt aber auch schwerwiegende Probleme, 
denn in dem neuen internationalen Klima nimmt 
der Druck ab, der sich zugunsten der Einheit aus- 
wirkt, und die zentrifugalen und die Spaltung be- 
günstigenden Kräfte können sich stärker behaup- 
ten. In der Innenpolitik macht es die Entspannung 
schwieriger, ein ausreichendes nationales Verteidi- 
gungspotential aufrechtzuerhalten, da die Mittel, 


Die Sternchen im Text verweisen auf Anhang II: Stel- 
lungnahmen, Vorbehalte und abweichende Meinungen. 


die dafür bereitgestellt werden müssen, mehr und 
mehr in Konkurrenz mit jenen treten, die für die 
sonstigen nationalen Bedürfnisse benötigt werden. 
Diese Lage der Dinge stellt eine dauernde Bela- 
stung der amerikanisch-europäischen Diplomatie 
dar, die bei der Förderung des Wandels in den Be- 
ziehungen zum Osten auf eine schrittweise Ent- 
wicklung und auf Gegenseitigkeit ausgehen muß. 

4. Ferner macht die Verminderung des Drucks, 
der sich zugunsten einer politischen und ideologi- 
schen Einheit auswirkt, im Gefolge der Entspan- 
nung mancherlei soziale Kräfte frei, die Elemente 
der Entstabilisierung in sich tragen. Nur ein koor- 
diniertes Bemühen, den Wandlungsprozeß mit Um- 
sicht zu lenken, kann es verhindern, daß die Ent- 
spannung zu neuen Krisen führt. 

5. Zwar bleibt die militärische Aggression immer 
noch eine Möglichkeit, der gegenüberzutreten die 
Allianz bereit sein muß, aber es besteht heute we- 
niger die Gefahr, daß sich eine Sicherheitskrise in 
der Form eines Großangriffs präsentiert, vielmehr 
dürfte sie eher Gestalt von Drohungen annehmen, 
bei denen wahrscheinlich häufiger mit politischem 
Druck von außen als mit offener Anwendung von 
Waffengewalt vorgegangen wird. Im Gegensatz zu 
der Meinung, die sich mehr und mehr verbreitet, 
macht diese Entwicklung eine koordinierte Sicher- 
heitspolitik mehr und keineswegs weniger zu ei- 
nem zwingenden Erfordernis. 

6 . Im übrigen besteht die Sicherheitspolitik heute 
darin, die Notwendigkeit eines militärischen 
Gleichgewichts mit den Erfordernissen von Ent- 
spannung und friedlichem Wandel in Einklang zu 
bringen, während zu Anfang der fünfziger Jahre die 
militärische Verteidigung Vorrang hatte. Im jetzi- 
gen Zeitpunkt ist daher das notwendige Bemühen 
um Sicherheit von Natur aus mehr politischer Art 
und von größerer Kompliziertheit. Aus diesen 
Gründen ergeben sich neue Antriebe zur Koordinie- 
rung der politischen Konzeptionen Europas und 
Amerikas in internationalen Angelegenheiten. Im 
Lauf des letzten Jahrzehnts haben die Staaten West- 
europas und Nordamerikas gelernt, die scheinbar 
gegensätzlichen, in Wirklichkeit aber untrennbaren 
Elemente des militärischen Bereitschaftszustands 
und der Entspannungsdiplomatie miteinander in 
Einklang zu bringen, und es ist ihnen in einem be- 
merkenswerten Maße gelungen, gemeinsame koor- 
dinierte Methoden für die Verbesserung der Ost- 
West-Beziehungen zu schaffen. 

7. Verschiedene neue Ereignisse — insbesondere 
die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Sowjetunion und Polen geschlossenen Verträ- 
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ge, das Viermächte-Abkommen über Berlin, die er- 
sten Vereinbarungen über einen Abbau der strate- 
gischen Rüstungen, der Vertrag zwischen den bei- 
den deutschen Staaten und die Eröffnung multilate- 
raler Verhandlungen über die Sicherheit in Europa 
— haben, vor allem dank der engen politischen 
Koordination zwischen den Ländern des Westens, 
die Stabilität in Europa und die Ost-West-Beziehun- 
gen ganz wesentlich verbessert. Die alliierten 
Länder haben durch ihre bisherige Politik bewie- 
sen, daß die Atlantische Allianz ihnen eine feste 
Grundlage für die Verminderung der Spannungen 
und die Förderung der Möglichkeiten des Friedens 
unter den Völkern bietet. In diesem Zusammenhang 
sind bilaterale Verhandlungen zwischen den Verei- 
nigten Staaten und der Sowjetunion zu begrüßende 
und notwendige Initiativen, um das Kriegsrisiko 
herabzusetzen und dadurch die internationale Sta- 
bilität zu erhöhen. Indes ist es wichtig, daß bei al- 
len bilateralen Verhandlungen die Interessen aller 
Mitglieder der Atlantischen Allianz voll berück- 
sichtigt werden; von noch größerer Bedeutung ist 
es, auch nur den leisesten Eindruck zu vermeiden, 
als übergingen die beiden Supermächte bei ihren 
Entscheidungen die Westeuropäer, Regelungen, von 
denen Mitgliedstaaten der Allianz ausgeschlossen 
blieben und die ihre westlichen Sicherheitsinteres- 
sen außer acht ließen, würden das gegenseitige 
Vertrauen in den Beziehungen zwischen Europa 
und Nordamerika untergraben. Die Allianz zu 
schwächen, hieße die nationale Sicherheit ihrer 
Mitglieder gefährden, die Aussichten auf friedliche 
Koexistenz zerstören und die politische Stabilität 
zwischen Ost und West in Gefahr bringen."' Es ist 
eine Tatsache, daß der Allianz in den amerika- 
nisch-europäischen Angelegenheiten eine wesentli- 
che Rolle zufällt, da sie das Maß an politischem Zu- 
sammenhalt gewährleistet, das die unerläßliche 
Voraussetzung der Entspannungsdiplomatie und im 
besonderen der zur Zeit stattfindenden Gesprächs- 
runden mit der Sowjetunion und ihren Verbündeten 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa dar- 
stellt. 

8 ."' Indes spiegeln trotz dieser Notwendigkeit des 
politischen Zusammenhalts die Kontroversen auf 
den Gebieten des Handels, der Investitionen und 
der Währungsbeziehungen die Tatsache wider, daß 
die Länder Westeuropas und Nordamerikas (sowie 
Japan, das in den letzten Jahren ein höchst bedeu- 
tender Faktor in dieser Hinsicht geworden ist) kein 
wirksames System für ein internationales Manage- 
ment der in hohem Maße voneinander abhängigen 
Volkswirtschaften der industrialisierten Welt ge- 
schaffen haben. Die durch die Meinungsverschie- 
denheiten über wirtschaftliche Maßnahmen und 
durch die politischen und militärischen Probleme 
hervorgerufenen Spannungen könnten zu einer 
schw’^erwiegenden Aushöhlung der Beziehungen 
zwischen Amerika und Europa führen und den 
Rückhalt schwächen, den die Aufrechterhaltung en- 
ger Bindungen zwischen Westeuropa und Nordame- 
rika in der öffentlichen Meinung findet. Besonders 
gefährlich sind einseitige Maßnahmen, die über die 
Interessen der übrigen Staaten hinweggehen und 
Gegenmaßnahmen herausfordern. Ein Auseinander- 


brechen der Weltwirtschaft, die bis heute beispiel- 
losen Wohlstand und Bewegungsfreiheit für Güter 
und Kapitalien, für Menschen und Ideen gebracht 
hat, ist eine ernst zu nehmende Eventualität. Au- 
ßerdem erfordern die weltumspannende Bedeutung 
der Energie- und Umweltprobleme sowie die wach- 
senden Bedürfnisse der Entwicklungsländer Formen 
und Verfahren für das Management der internatio- 
]ialen Wirtschaft, die weit über die jetzigen Ansät- 
ze hinausgehen. Deshalb muß auf höchster politi- 
scher Ebene den Spannungen im wirtschaftlichen 
Bereich alle Aufmerksamkeit zugewandt werden. 

9 . Trotz aller Schwierigkeiten, die sie überwinden 
mußte, hat die wirtschaftliche Integration Westeu- 
ropas beachtliche Fortschritte gemacht."' Die zu- 
nehmende wirtschaftliche und politische Einheit 
der Europäischen Gemeinschaft wird die politische 
Stabilität in Europa verstärken, bessere Vorausset- 
zungen für eine wirksamere Gestaltung der Bezie- 
hungen zwischen Amerika und Europa schaffen 
und dazu beitragen, daß Westeuropa in der Welt- 
politik eine Rolle übernehmen kann, die seinen 
Mitteln und Verantwortlichkeiten entspricht. Je- 
doch müssen sich sowohl Westeuropa als auch 
Nordamerika ernsthaft bemühen, einseitiges Han- 
deln, wirtschaftlichen Nationalismus und Protektio- 
nismus zu vermeiden, die ihren Wohlstand zu un- 
tergraben drohen. Es könnten sich neue Verfahren 
und Methoden als notwendig erweisen, insbesonde- 
re um einen ständigen Dialog zwischen Nordameri- 
ka einerseits und der erweiterten Europäischen Ge- 
meinschaft und den übrigen in Frage kommenden 
westeuropäischen Ländern andererseits zustande zu 
bringen, denn Sicherheit und Prosperität des nord- 
atlantischen Bereichs bleiben unteilbar."' Ange- 
sichts der strategischen Bedeutung Westeuropas ist 
die europäische Sicherheit für Nordamerika ebenso 
wichtig wie für die westeuropäischen Länder. Ein 
aktives Engagement der Vereinigten Staaten für die 
gemeinsame Sicherheit Europas — unterstützt 
durch eine starke und glaubwürdige atomare Ab- 
schreckung und durch einen ausreichenden Einsatz 
von Streitkräften — bleibt wesentlich, um Stabilität 
und Frieden zu garantieren. 

10 . Der Ausschuß ist davon überzeugt, daß die ge- 
meinsamen Interessen, die Nordamerika und West- 
europa in einer militärischen Allianz und in einem 
engen politischen und wirtschaftlichen Zusam- 
menschluß zusammengeführt haben, auch weiterhin 
zwingend bleiben. Auch in Zukunft wirken starke 
Kräfte darauf hin, daß die Nationen an den beiden 
Ufern des Atlantik geeint bleiben. 

Diese Kräfte sind einmal ein gemeinsames, tief ein- 
gewurzeltes Festhalten an den Idealen der individu- 
ellen Freiheit, an den demokratischen Institutionen 
und an der Rechtsstaatlichkeit. Der Ausschuß ist 
der Meinung, daß es die Pflicht der Staaten West- 
europas und Nordamerikas ist, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um bei der Schaffung und 
Erhaltung dieser Bedingungen in jedem einzelnen 
Mitgliedsland zu helfen. In einer Entspannungspe- 
riode werden die Stärke der westlichen Position 
und die Achtung, die die Allianz selbst in der öf- 
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fentlichen Meinung genießt, zutiefst beeinflußt 
durch das Maß, in dem die Mitgliedsländer die 
Ideale hodihalten, auf denen die Allianz beruht. 
Wendet sich eines von diesen Idealen ab, so wird 
dadurch unvermeidlich die politische und morali- 
sche Stellung der Allianz insgesamt geschwächt."* 

Zweitens bleibt die Sicherheit der Länder Westeu- 
ropas und Nordamerikas ein gemeinsames Anlie- 
gen. Das beste Mittel, diese Sicherheit zu bewah- 
ren, ist engste Zusammenarbeit bei der gemeinsa- 
men Verteidigung der nordatlantischen Region, 
verbunden mit abgestimmten Bemühungen um eine 
Verminderung der Spannungen in Europa. 

Drittens ist es in der nordatlantischen Region zu ei- 
nem beispiellosen Grad an wirtschaftlichem Zusam- 
menwirken und gegenseitiger Abhängigkeit gekom- 
men; dies hat dazu beigetragen, die Grundlage für 
eine ebenso beispiellose Erhöhung der Einkünfte 
und des Wohlstandes in den Mitgliedsländern zu 
schaffen. Es ist die gemeinsame Aufgabe, die beste- 
henden Institutionen und Verfahrensweisen an die 
Anforderungen dieses von starker Interdependenz 
geprägten Wirtschaftssystems anzupassen. 

11, Zum ersten Mal seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs besteht Anlaß zu der Annahme, daß die 
Nationen Westeuropas und Nordamerikas ihre 
Energien weitgehend auf die Schaffung der Grund- 
lagen für dauerhaften Frieden und Fortschritt in 
der Welt verwenden können, sofern sie in der Lage 
sind, die Probleme der Organisation und Motiva- 
tion zu lösen. Der wachsende Einfluß Chinas, Ja- 
pans und der Europäischen Gemeinschaft bietet 


Kapitel 2 

Die Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheit 

1. Das Jahr 1974 ist das Jahr des 25jährigen Be- 
stehens des Nordatlantischen Vertrages. Das Atlan- 
tische Bündnis wurde geschaffen, um einem Zu- 
stand zu begegnen, der damals als militärische Ver- 
wundbarkeit und politische Instabilität eines von 
der expansionistischen und potentiell aggressiven 
Politik der Sowjetunion bedrohten Westeuropa 
empfunden wurde. Die vitalen Sicherheitsinteressen 
der Vereinigten Staaten, Kanadas und einer Reihe 
westeuropäischer Staaten erforderten einen poli- 
tisch-militärischen Zusammenschluß zum Zweck 
der kollektiven Verteidigung. Trotz einer Reihe 
ernster Krisen (Berlin, Ungarn, Kuba und Tsche- 
choslowakei) und des Andauerns lokaler Kriege in 
anderen Teilen der Welt hat seit einem Vierteljahr- 
hundert Frieden geherrscht. Im Rückblick auf die 
Situation unmittelbar nach dem Krieg kann gesagt 
werden, daß die Allianz ihr Ziel, die Sicherheit ih- 
rer Mitgliedstaaten zu gewährleisten, erreicht hat. 
Heute jedoch steht sie vor einer sich wandelnden 
Sicherheitslage, was auf die folgenden Faktoren zu- 
rückzuführen ist; 1. die Entstehung eines annähern- 
den strategisch-nuklearen Gleichgewichts zwischen 


neue Möglichkeiten, bessere Bedingungen für eine 
stabile Weltordnung zu schaffen, und es ist von 
höchster Bedeutung, daß sich Japan in vollem Um- 
fang an der Realisierung eines wirksameren Sy- 
stems für das Management der internationalen Wirt- 
schaft beteiligt. Die atlantischen Nationen verfügen 
— zusammen mit Japan — über ein bisher unvor- 
stellbares menschliches, materielles, technisches 
und wissenschaftliches Potential, Sie sind in der 
Lage, den Lauf der Welt zu erstrebenswerten Zielen 
zu lenken. Sie können, wenn sie dies wollen, aus 
unserem Planeten eine Welt machen, in der eines 
Tages alle Menschen gute und ausreichende Le- 
bensmöglichkeiten finden können. Die Herausforde- 
rung heißt: die Möglichkeiten aller ihrer Völker, 
besonders der Jugend, mobilisieren, an ihr Können 
und an ihre Begeisterungsfähigkeit appellieren, um 
dieses Ziel zu erreichen, das das edelste aller 
menschlichen Ziele ist. 

12. Den politischen Führern ist es aufgetragen, 
diese Realitäten zu erkennen, die gemeinsamen In- 
teressen zu artikulieren und ihre öffentliche Mei- 
nung mit einem neuen Gemeinschaftsgeist und neu- 
en Impulsen zu erfüllen. Der Ausschuß ist der An- 
sicht, daß diese Aufgabe mit Erfolg erfüllt werden 
kann und wird. In diesem Bericht sind die Meinun- 
gen des Ausschusses der Neun zu Themen der Zu- 
sammenarbeit auf sicherheitspolitischem, wirt- 
schaftlichem, politischem und interparlamentari- 
schem Gebiet dargelegt, einer Zusammenarbeit, die 
für die Zukunft der Beziehungen zwischen Amerika 
und Europa im Laufe der nächsten zehn Jahre von 
wesentlicher Bedeutung ist. 


der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten; 2. 
die Annäherung zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion einerseits und den Vereinig- 
ten Staaten und China andererseits; 3. die chine- 
sisch-sowjetischen Differenzen; 4. die neuen Mög- 
lichkeiten für die Verwirklichung der Entspannung 
auf dem Verhandlungswege; 5. das Wiedererstarken 
Westeuropas und die Schaffung einer erweiterten 
Europäischen Gemeinschaft; 6. das Auftauchen neu- 
er Probleme zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des 
Handelsaustauschs und der Währungsfragen; 7. die 
Entwicklung des Mittleren Ostens (und in absehba- 
rer Zukunft des Indischen Ozeans) zu einem Be- 
reich höchster strategischer Bedeutung und vitaler 
Interessengegensätze; und 8. die verstärkte Bedro- 
hung der Nord- und Südflanke der Allianz ange- 
sichts des wachsenden Militärpotentials auf der an- 
deren Seite. 

2. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die friedliche 
und durch Wohlstand gekennzeichnete Entwick- 
lung Europas in den letzten 25 Jahren weitgehend 
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auf die Leistungen der Atlantischen Allianz zurück- 
zuführen ist, deren militärische Organisation ihre 
Mitgliedsländer gegen politischen Druck und gegen 
Aggression von außen geschützt hat. Die Allianz 
war sowohl für ihre europäischen als auch ihre 
nichteuropäischen Mitglieder von Vorteil. Die eu- 
ropäischen Mitgliedstaaten wurden vor jeder po- 
tentiellen Aggression gegen ihre Grenzen geschützt, 
und die Allianz trug zur Schaffung der Vorausset- 
zungen für ein gutes Funktionieren der demokrati- 
schen Institutionen bei. Die Vereinigten Staaten 
und Kanada haben ein vitales Interesse an der Si- 
cherheit, der sozialen Stabilität und dem wirtschaft- 
lichen Wohlstand Westeuropas, und dieses Interes- 
se besteht nach wie vor. Außerdem hat die Wir- 
kung der Allianz als Gegengewicht den blockfreien 
und neutralen europäischen Staaten geholfen, in 
der Nachkriegszeit ihre Unabhängigkeit und Neu- 
tralität zu bewahren. 

3 . Die Atlantische Allianz spielte eine wesentliche 
Rolle bei der Erhaltung des Sicherheitsgleichge- 
wichts zwischen den Westmächten und der Sowjet- 
union (mit ihren Verbündeten des Warschauer Pak- 
tes). Dieses Gleichgewicht ist die notwendige Vor- 
aussetzung für das Nachlassen der Spannungen und 
die Verbesserung der Ost-West-Beziehungen in Eu- 
ropa. Die Verbesserung der Beziehungen zwischen 
den Ländern des Atlantikpaktes und denen des 
Warschauer Paktes hat sich in den sechziger und 
siebziger Jahren in folgenden Ergebnissen nieder- 
geschlagen: 1. Abkommen und Verhandlungen über 
Rüstungskontrollen, wie z. B. die beiden Phasen der 
Gespräche über die Beschränkung der strategischen 
Rüstung (SALT I und SALT II) und die Aussichten 
auf beiderseitige und ausgewogene Reduzierung 
der Streitkräfte (MBFR); 2. Abkommen über die 
Schaffung normalerer bilateraler Beziehungen, wie 
z. B. die wachsende Zahl von Abkommen der west- 
europäischen und nordamerikanischen Staaten 
mit den osteuropäischen Ländern, u. a. die von der 
Bundesrepublik Deutschland mit dem Osten ausge- 
handelten Verträge, die in sowjetisch-amerikani- 
schen Gipfelgesprächen erzielten Vereinbarungen, 
der „Grundvertrag" zwischen den beiden Staaten 
deutscher Nation und das Viermächte- Abkommen 
über Berlin; 3. allgemeinen Verhandlungen über die 
Verbesserung der Ost-West-Beziehungen im Rah- 
men einer Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE); und 4. dem Ausbau 
der Handelsbeziehungen zwischen Ost und West. 

4 . Der Ausschuß begrüßt die Abnahme der inter- 
nationalen Spannungen, die sich aus den vorge- 
nannten Fakten ergibt, und stellt fest, daß die Ent- 
spannung ein langer und ungewisser Prozeß ist, bei 
dem auf einen Ausgleich gegensätzlicher Interessen 
gerichtete nationale Politiken ins Spiel kommen. 
Die zunehmende Vielfalt und Komplexität der Ost- 
West-Fragen macht es jedoch erforderlich, daß die 
Mitglieder der Allianz in den bevorstehenden Ver- 
handlungen eine gemeinsame Sprache sprechen und 
ihre Partner hinsichtlich der bei bilateralen Kontak- 
ten erzielten Fortschritte konsultieren und infor- 
mieren.''" Der Westen isollte möglichst gut koordi- 


nierte diplomatische Bemühungen unternehmen, um 
zu einer Ost-West- Vereinbarung über die gemein- 
samen Zielsetzungen der Entspannung zu kommen. 
Diese Ziele sollten insbesondere folgendes umfas- 
sen: 1. den Aufbau einer angemessenen Vertrauens- 
basiis, um Vertrauen in die friedlichen Zielsetzun- 
gen aller Länder des Ostens und des Westens zu 
schaffen und somit die Kriegsfurcht zu beseitigen; 
2. die Respektierung des Rechts aller Völker, ihr ei- 
genes Regierungssystem und ihre eigenen Ideologi- 
en zu bestimmen; 3. einen möglichst weitgehenden 
Austausch von Personen, Ideen und Gütern zwi- 
schen den beteiligten Ländern; und 4. einen höhe- 
ren materiellen Wohlstand für die Bevölkerung die- 
ser Länder und der Entwicklungsländer. 

5 . Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die derzeiti- 
ge Entspannungsphase es erforderlich macht, dem 
Problem der Sicherheit in Europa besondere Auf- 
merksamkeit zuzuwenden. Die Beibehaltung des to- 
talitären Charakters des politischen Regimes der So- 
wjetunion und der kommunistischen Staaten Osteu- 
ropas sowie die Geheimhaltung ihrer politischen 
Entscheidungsprozesse lösen nach wie vor Besorg- 
nis bei den Ländern Westeuropas und Nordameri- 
kas aus, deren Interessen auf die Erhaltung der 
Freiheit und der Demokratie in Westeuropa gerich- 
tet sind.'''" Diese Besorgnis wird noch vertieft 
durch die Existenz und die ständige Verstärkung 
der umfangreichen und sehr gut ausgerüsteten 
Streitkräfte der Sowjetunion und der anderen Mit- 
glieder des Warschauer Paktes an den Grenzen zu 
Westeuropa — Streitkräfte, deren Umfang über das 
für die normalen Erfordernisse der äußeren Sicher- 
heit notwendige Maß hinausgeht. Darüber hinaus 
hat die Sowjetunion nicht gezögert, ihre Militär- 
macht zur Aufrechterhaltung ihrer eigenen Stellung 
in Osteoiropa gegen den Willen der betroffenen 
Völker einzusetzen, und mit der sogenannten 
Breshnjew-Doktrin beansprucht sie für sich das 
Recht, sich in deren innere Angelegenheiten einzu- 
mischen. Aus diesem Grunde vertritt der Ausschuß 
dLe Ansicht, daß die Entspannung zwar höchst will- 
kommen ist, daß damit aber keineswegs die Not- 
wendigkeit schwindet, das Atlantische Bündnis auf- 
rechtzuerhalten. In der Tat macht das Nachlassen 
der internatianalen Spannungen das Fortbestehen 
einer Gruppierung demokratischer Staaten, die in 
einem durch Wandel gekennzeichneten politischen 
Klima ein Element der Kontinuität und der Stabili- 
tät darstellt, nur noch notwendiger. 

6 . Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die sowjeti- 
sche Militärmacht bei Aufrechterhaltung ihres der- 
zeitigen Umfanges entlang den Grenzen zu Westeu- 
ropa so lange eine Bedrohuing darstellt, als keine 
sonstigen Beweise einer dauerhaften Entspannung 
vorliegen, wozu im Laufe der Zeit auch die Gewäh- 
rung größerer Freiheit für die Länder Osteuropas 
gehört. Darüber hinaus wäre es wünschenswert, 
wenn sich auch in der Sowjetunion eine derartige 
Entwicklung vollziehen würde, damit die Gewähr 
gegeben wäre, daß die Entspannungspolitik durch 
dauerhafte demokratische Einrichtungen gestützt 
wird. Während der Ost-West-Verhandlungen müs- 
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sen die Länder der Allianz ihr militärisches Potenti- 
al und ihren politischen Zusammenhalt aufrechter- 
halten.''* 

7 - Die Vereinigten Staaten als einzige Nuklear- 
Großmacht unter den Ländern der Allianz müssen 
die strategische nukleare Schlagkraft stellen, die 
letzten Endes Westeuropa und Nordamerika gegen 
jede mögliche militärische Aggression und politi- 
schen Druck schützt. Das im Juni 1973 in Washing- 
ton Unterzeichnete sowjetisch-amerikanische Ab- 
kommen über die Verhütung des nuklearen Krieges 
zieht eindeutig einen nuklearen Konflikt nicht in 
Erwägung, sondern fußt auf dem umfassenderen 
Grundsatz, daß die beiden Staaten davon ausgehen, 
daß jede Vertragspartei „sich der Androhung und 
Anwendung von Gewalt gegenüber den anderen 
Vertragspartei, gegenüber den Verbündeten der an- 
deren Vertragspartei und gegenüber sonstigen Län- 
dern enthalten wird". Diese Erklärung bestätigt die 
Absicht der Vereinigten Staaten, die Glaubwürdig- 
keit ihrer nuklearen Abschreckung aufrechtzuerhal- 
ten. Bei der Vermeidung lokaler Konflikte durch 
Abschreckung kann man sich jedoch nicht allein 
auf die strategischen Nuklearstreitkräfte verlassen, 
zumal die Sowjetunion jetzt auf strategisch-nuklea- 
rem Gebiet mit den Vereinigten Staaten gleichgezo- 
gen hat. Eine glaubwürdige Abschreckung ist eng 
an die ständige Präsenz ausreichender konventio- 
neller nordamerikanischer Streitkräfte in Westeuro- 
pa im Gesamtrahmen einer aus westeuropäischen 
und nordamerikanischen Kontingenten bestehenden 
Streitmacht nicht unerheblichen Umfanges gebun- 
den. Die ständige Anwesenheit schlagkräftiger und 
angemessener nordamerikanischer Streitkräfte in 
Westeuropa ist den Ländern dieser Region beson- 
ders ein Anliegen, da es der Sowjetunion jetzt, da 
sie strategisch-nukleare Parität erreicht hat, mög- 
lich ist, ihr mächtiges konventionelles Potential 
auszunutzen. Nach der These, daß die strategische 
Parität die Schwelle für den Einsatz der nuklearen 
Waffen wesentlich anhebt, könnte der Warschauer 
Pakt davon ausgehen, daß er zur Erreichung be- 
grenzter militärischer oder politischer Ziele seine 
konventionellen Kräfte einsetzen bzw. mit deren 
Einsatz drohen kann, ohne einen nuklearen Krieg 
zu riskieren. 

8 . Die weitere Stationierung der nordamerikani- 
schen Streitkräfte in Westeuropa hängt ferner zu- 
sammien mit der Frage nach einem gerechten Sy- 
stem nationaler (militärischer wie auch finanzieller) 
Beiträge zur gemeinsamen Verteidigung, ein Pro- 
blem, das immer noch der Lösung harrt. Die west- 
europäischen Verbündeten stellen derzeit im Be- 
reich Westeuropa 90 v. H. der Landstreitkräfte der 
NATO, 80 V. H. ihrer Seestreitkräfte und 75 v. H. ih- 
rer Luftstreitkräfte. Auch ihr Anteil an den Kosten 
ist größer, als in den Vereinigten Staaten im allge- 
meinen bekannt ist. Die Vereinigten Staaten besit- 
zen fast die Hälfte des Bruttosozialprodukts der ge- 
(samten Allianz und ein fast doppelt so hohes 
durchschnittliches Pro-KopUEinkommen wie die an- 
deren Länder der Allianz. Sie tragen einen erhebli- 
chen Teil der Belastung für die gemeinsame Vertei- 


digung, dies macht jedoch zwischen einem Drittel 
und der Hälfte der Kosten aus. Selbst wenn man 
davon ausgeht, daß die Vereinigten Staaten Europa 
mit einem strategischen Nuklearschirm abdecken, 
der sonst für Nordamerika allein eingesetzt wür- 
de, haben die erheblichen amerikanischen Ausgaben 
für strategische Nuklearwaffen doch ihre Auswir- 
kungen auf die Kostenprobleme der Allianz, da die 
Vereinigten Staaten sie als einen Teil der für die 
gemeinsame Verteidigung übernommenen Last be- 
trachten, 

9 . Darüber hinaus muß man unterscheiden zwi- 
schen den nationalen Verteidigungsbudgets und 
den Aufwendungen auf internationaler Ebene für 
militärische Zwecke in Übersee. Der Ausschuß ist 
der Ansicht, daß keinem Mitgliedsland, dessen 
Truppen zwecks gemeinsamer Verteidigung im 
Ausland stationiert sind, durch die mit dieser Sta- 
tionierung zusammenhängenden Devisenausgaben 
eine erhebliche Belastung seiner Zahlungsbilanz 
entstehen sollte. Eine Lösung dieses Problems, das 
sich sehr stark auf den Umfang der in Westeuropa 
zu unterhaltenden amerikanischen Streitkräfte aus- 
wirkt, kann und sollte im Rahmen der bestehenden 
Institutionen ausgehandelt werden. 

10 . Nach rund 25 Jahren wirtschaftlichen und po- 
litischen Wandels in Europa und den weltweiten 
Veränderungen in den strategischen Verhältnissen 
muß die Verteidigung Westeuropas — und damit 
auch die sicherheitspolitischen Beziehungen zwi- 
schen Amerika und Europa — neu angepaßt wer- 
den. Eine Reihe von Ereignissen in den letzten zehn 
Jahren haben die Notwendigkeit der Anpassung 
der Allianz an die neuen Bedingungen unterstri- 
chen. Die Tatsache der strategisch-nuklearen Pari- 
tät zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten 
Staaten verlangt eine Überprüfung der Strategie 
der flexiblen Reaktion. Die Europäische Gemein- 
schaft hat sich erweitert, und die beim europä- 
ischen Gipfeltreffen im Oktober 1972 in Paris getrof- 
fene Entscheidung, die Gemeinschaft vor 1980 in 
eine Europäische Union umzuwandeln, deutet dar- 
auf hin, daß die Mitglieder nach der gemeinsamen 
Wirtschaftspolitik auch eine gemeinsame Außenpo- 
litik und eine gemeinsame Verteidigungspolitik 
entwickeln könnten. Die zunehmende Entspannung 
mit dem Osten hat neue Möglichkeiten geschaffen, 
die grundlegenden sicherheitspolitischen Zielset- 
zungen statt durch militärische Konfrontation auf 
dem Wege diplomatischer Verhandlungen zu ver- 
wirklichen. Daneben hat die Ablehnung der inte- 
grierten Kommandostruktur der Nordatlantikpakt- 
Organisation (NATO) durch Frankreich innerhalb 
der Allianz ein weiteres Problem aufgeworfen, das 
immer noch einer endgültigen Lösung bedarf.''* 

11 . Der Ausschuß ist der Ansicht, daß eine Inten- 
sivierung der Zusammenarbeit zwischen den euro- 
päischen Ländern auf dem Verteidigungssektor we- 
sentlich ist.''* Eine derartige Zusammenarbeit in- 
nerhalb einer westeuropäischen Organisation für 
die gemeinsame Entwicklung und Beschaffung von 
Waffen zu Verteidigungszwecken könnte sich als 
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besonders zweckmäßig erweisen, indem sie zu ei- 
ner Rationalisierung der Produktion zahlreicher 
Waffentypen in Westeuropa und zur Minderung 
der Ausgaben für die Streitkräfte führen und somit 
zur Wirksamkeit der gemeinsamen Verteidigung 
beitragen würde. Zur Zeit besteht eine bedeutende 
westeuropäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Verteidigung unter den Mitgliedsländern der 
Euro-Gruppe der NATO in Fragen der Strategie 
und des Umfangs der Streitkräfte. 

12 . Die europäischen und nordamerikanischen 
Mitglieder der Allianz sollten ab sofort darangehen, 
Pläne für die systematische enge Zusammenarbeit 
des Verteidigungspotentials der westeuropäischen 
Länder einschließlich der nuklearen Waffen aufzu- 
stellen, damit Westeuropa in den achtziger Jahren 
im Atlantischen Bündnis mit den Vereinigten Staaten 
und Kanada als ein gleicher Partner den ständigen 
Verpflichtungen bezüglich der gemeinsamen Vertei- 
digung gerecht werden kann. Die Verfolgung dieses 
Ziels erfordert eine erhöhte militärfsche Selbstän- 
digkeit Westeuropas sowie eine allmähliche und 
systematische Übertragung bestimmter Verantwort- 
lichkeiten in der Verteidigung von den Vereinigten 
Staaten auf die westeuropäischen Länder, vor allem 
auf die Länder der im Entstehen begriffenen Euro- 
päischen Union bzw. auf die Institutionen, die diese 
Länder zu diesem Zweck heranziehen oder schaffen 
könnten. Eine derartige Regelung des politischen 
Verhältnisses Amerika-Europa dürfte sich günstig 
auf die Zukunftsaussichten der Allianz auswirken. 
Unabhängig davon, welche Entwicklung eine Euro- 
päische Union bzw. andere der Verteidigung die- 
nende vergleichbare Institutionen nehmen, werden 
die für die atlantische Gemeinschaft geltenden 
Gründe und Zielsetzungen weiterhin ein grundle- 
gendes Anliegen Westeuropas und Nordamerikas 
bleiben, wenn auch vielleicht unter veränderten Be- 
dingungen und aufgrund von Verträgen, die vor- 
auszusehen heute unmöglich oder zumindest ver- 
früht ist."' 

13 . Der Ausschuß nimmt fürs erste zur Kenntnis, 
daß Frankreich und Großbritannien sich wahr- 
scheinlich bemühen werden, die Einsatzfähigkeit 
ihrer nuklearen Waffensysteme weiterhin zu ge- 
währleisten, und darüber hinaus möglicherweise 
versuchen werden, ihr nationales nukleares Po- 
tential mit dem der Vereinigten Staaten zu verbin- 
den. Der Ausschuß fordert daher nachdrücklich, 
daß diese Länder Maßnahmen zur Herbeiführung 
einer verstärkten Koordinierung und gegenseitiger 
technischer Hilfe zwischen den Nuklearstreitkräf- 
ten Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und 
der Vereinigten Staaten ergreifen. Eine nukleare 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten Westeuro- 
pas und die Schaffung besonderer nuklearer Bezie- 
hungen zu den Vereinigten Staaten muß ständig 
Hand in Hand gehen mit Konsultationen unter den 
Mitgliedern der Allianz, um den nichtnuklearen eu- 
ropäischen Mitgliedstaaten ein Maximum an Infor- 


mationen an die Hand zu geben und ihren Sicher- 
heitsintcressen Rechnung zu tragen."' 

14 ."' Der Ausschuß vertritt in diesem Zusammen- 
hang den Standpunkt, daß die Allianz ihre Doktrin 
für den Einsatz taktischer Kernwaffen im Falle ei- 
nes Angriffs gegen Westeuropa sorgfältig prüfen 
muß. Die Möglichkeit des Einsatzes taktischer 
Kernwaffen zur Abwehr eines gegen die europä- 
ischen Bündnisparfner gerichtefen Angriffs muß als 
Option für einen solchen Verfeidigungsfall erhalten 
bleiben. Dies ist der Sinn des Begriffs „Abschrek- 
kung“; dieses Wort wird jedoch seines Inhalts völ- 
lig entleert, wenn man von vornherein weiß, daß 
eine solche Maßnahme in keinem Fall angewandt 
wird. Dies gilt im selben Maße für die taktischen 
Kernwaffen wie für die strategischen. Darüber hin- 
aus werden die Möglichkeiten der Abschreckung 
eines Angreifers auch durch neue Technologien 
modifiziert, die von der Miniaturisierung taktischer 
Kernwaffen bis zur Erzielung erhöhter Treffsicher- 
heit von Bomben und Geschossen durch Laser- und 
Fernsehsteuerung reichen. Daher ist eine Neube- 
wertung der Strategie und der Taktik der Allianz 
ein wesentliches Erfordernis angesichts der oben 
dargestellten Entwicklung sowie der Unterschiede 
zwischen den Merkmalen und Wirkungen der heute 
vorhandenen taktischen Kernwaffen und der kom- 
menden Generation solcher Waffen. Diese Neube- 
wertung müßte u. a. eine neue Studie über Umfang, 
Zusammensetzung und Dislozierung der in Westeu- 
ropa vorhandenen Stationierungs- und nationalen 
Streitkräfte mit dem Ziel der Beseitigung der noch 
aus der unmittelbaren Nachkriegszeit stammenden 
Anachronismen umfassen. Sie sollte ein wesentli- 
ches Element in dem Prozeß der Anpassung der 
Verteidigungskräfte Westeuropas darstellen."' 

15 /'' Der Ausschuß macht auf das zunehmende Un- 
gleichgewicht des militärsichen Potentials an den 
Nord- und Südflanken Westeuropas und insbeson- 
dere auf die Verstärkung der See- und Luftstreit- 
kräfte der Sowjetunion in der Arktis und im Mittel- 
meer aufmerksam. Der Ausschuß ist der Ansicht, 
daß diese bedeutsame Entwicklung den Anlaß für 
neue, wirksame Maßnahmen der Allianz bilden 
muß. 

16 . Unter diesen Umständen ist der Ausschuß der 
Ansicht, daß die Mitglieder der Allianz einen Be- 
schluß darüber fassen sollten, wie die Struktur der 
europäischen Sicherheit beschaffen sein sollte, die 
sich nach ihren Vorstellungen aus den derzeitigen 
Verhandlungen, nämlich SALT, KSZE und den Ver- 
handlungen über MBFR, ergeben soll. Wenn sich 
die Mitgliedsländer keinen Gesamtüberblick über 
die voraussichtliche Situation verschaffen, den sie 
sich während der Verhandlungen vor Augen hal- 
ten, laufen sie Gefahr, sich politisch zu entzweien 
und die sicherheitspolitischen Beziehungen zwi- 
schen Europa und Amerika zu schädigen. 
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Kapitel 3 

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. In seinem Zwischenbericht vom November 1972 
an die Nordatlantische Versammlung erklärte der 
Ausschuß: „Wenn sich die politischen Stellen der 
Mitgliedstaaten dieser Frage nicht dringend und 
auf höchster Ebene annehmen, besteht die Gefahr, 
daß Spannungen, die auf Meinungsverschiedenhei- 
ten auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Währung 
und der Investitionen sowie in anderen politischen 
und militärischen Fragen zurückzuführen sind, eine 
ernsthafte Schwächung des Bündnisses und nach 
und nach eine Abnahme des Interesses der öffentli- 
chen Meinung am Bündnis zur Folge haben". Durch 
die gleichzeitige Behandlung der wirtschaftlichen 
und der politisch-militärischen Fragen erkennt der 
Ausschuß den hohen Grad wirtschaftlicher Interde- 
pendenz zwischen den Völkern Westeuropas und 
Nordamerikas an. Der Wohlstand, dessen sich diese 
Länder in den Nachkriegsjahren erfreuten, beruht 
offensichtlich auf Gegenseitigkeit. Die Zeiten sind 
seit langem vorbei, in denen ein Staat auf dem Ge- 
biet der Wirtschaft unabhängig handeln konnte. 
Die Institutionen und die Denkweisen haben sich 
jedoch nicht ebenso schnell entwickelt wie die 
Verflechtung der Wirtschaftsbeziehungen. Es be- 
steht die Gefahr, daß die erforderlichen Anpassun- 
gen nicht früh genug erfolgen, um schädliche Aus- 
wirkungen sowohl für den wirtschaftlichen Wohl- 
stand als auch für die politische Verständigung und 
Zusammenarbeit, die wesentliche Elemente der ge- 
meinsamen Sicherheit darstellen, zu vermeiden. 

2. Seit dem Zweiten Weltkrieg und der Gründung 
des internationalen Wirtschaftssystems der Nach- 
kriegszeit sind zwei neue Wirtschaftsmächte ent- 
standen: die Europäische Gemeinschaft und Japan. 
Nach Auffassung des Ausschusses ist der Prozeß 
der Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft 
zur Europäischen Union hin, den die Regierungs- 
chefs der westeuropäischen Länder auf der Pariser 
Gipfelkonferenz im Oktober 1972 als Zielsetzung 
für das laufende Jahrzehnt proklamiert haben, nicht 
mehr rückgängig zu machen. Die Gemeinschaft bie- 
tet die wirtschaftliche Basis für die Schaffung eines 
einheitlichen politischen Gemeinwesens in Westeu- 
ropa. Ein florierendes und vereintes Westeuropa 
hat eine unerläßliche Rolle in der Neuordnung des 
internationalen Wirtschaftssystems wie auch in den 
politischen Angelegenheiten und Sicherheitsfragen 
zu spielen. Ebenso erkennt der Ausschuß die inter- 
notionale Bedeutung der Wirtschaftsmacht Japan 
und insbesondere deren Bedeutung für die Aufrecht- 
erhaltung des sicherheitspolitischen Gleichgewichts 
in Ostasien an. Japan ist wie Nordamerika 
und die Europäische Gemeinschaft ein unentbehrli- 
cher Partner für die Entwicklung einer soliden und 
flexiblen internationalen Wirtschaftsordnung. 


i 3. Ein reformiertes internationales Währungssy- 
i Stern wird das wesentliche Element dieser Wirt- 
i Schaftsordnung sein. Die Abkommen von Bretton 
Woods, die viele Jahre lang von großem Nutzen 
waren, sind veraltet und können ohne tiefgreifende 
Änderungen nicht erneuert werden. Wesentliches 
Merkmal des neuen Systems muß eine ausreichen- 
de Flexibilität der Wechselkurse sein, welche die 
schnelle Angleichung bedeutender Zahlungsbilanz- 
defizite oder -Überschüsse erlaubt, die in den letz- 
I ten Jahren wiederholt zu Währungskrisen geführt 
haben.'*’ Der Ausschuß empfiehlt folgende Maßnah- 
men: 

a) Ein reformiertes Währungssystem müßte feste 
Paritäten auf der Basis einer international aner- 
kannten Rechnungseinheit gewährleisten. Um in 
Zukunft konstante Ungleichgewichte im interna- 
tionalen Zahlungsverkehr zu vermeiden, müßte 
das System angemessene Anpassungen dieser 
Paritäten so häufig wie nötig erlauben. Es müß- 
te so gelenkt werden, daß es jede inflationäre 
Expansion ausschließt und eine kontinuierliche 
Weiterentwicklung des Wohlstands durch eine 
Steigerung des internationalen Handelsverkehrs 
ermöglicht. 

b) Die große Menge amerikanischer Dollars, die 
sich in den ausländischen Zentralbanken befin- 
den, müßte konsolidiert werden. Die Konsolidie- 
rung dieser Schuld müßte als Teil einer ausge- 

j wogenen Neuordnung des Währungssystems an- 
i erkannt werden. Dies dürfte auch die Rückkehr 
I zur Konvertibilität des Dollars erleichtern. 

I c) Die Bildung von Währungsreserven in einem re- 
formierten System müßte aufgrund multilatera- 
ler Übereinkunft erfolgen. Ziel müßte es sein, 

; die Sonderziehungsrechte (SZR) zum wichtigsten 
internationalen Reservemedium zu machen. LJm 
i die allgemeine Annehmbarkeit der Sonderzie- 
hungsrechte zu gewährleisten und jede übermä- 
! ßige inflationäre Auswirkung zu vermeiden, 
müßte der Umfang von Neuzuteilungen streng 
auf den tatsächlichen Bedarf an zusätzlichen 
Währungsreserven begrenzt werden, wobei ins- 
besondere auf den Bedarf der Entwicklungslän- 
der Rücksicht zu nehmen ist. 

d) Die Reform des internationalen Währungssy- 
stems wird sich parallel zu dem Prozeß der Ent- 
wicklung zur Wirtschafts- und Währungsunion 
in der Europäischen Gemeinschaft vollziehen. 

I Zwischen diesen parallel verlaufenden Entwick- 
lungen besteht kein Widerspruch. Eine Wäh- 
rungsunion in Westeuropa wird zur Einführung 
einer einheitlichen Währung in einer noch fest- 
zulegenden Form führen, die gleichzeitig mit 
den anderen wichtigsten Weltwährungen ver- 
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wendet werden und den zwischen den westeuro- 
päischen Staaten erreichten hohen Grad wirt- 
schaftlicher Integration zum Ausdruck bringen 
wird, wie dies in der föderativen amerikani- 
schen Union der Fall ist. 

4 . Wirtschaftsverhandlungen werden im Rahmen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) geführt; die Vereinigten Staaten, die Euro- 
päische Gemeinschaft und Japan streben ebenso 
wie alle übrigen teilnehmenden Länder den Ab- 
schluß eines umfassenden multilateralen Abkom- 
mens im Jahre 1975 an. Diese Verhandlungen sind 
unbedingt erforderlich, um einer Ausbreitung des 
Protektionismus entgegenzutreten und die im inter- 
nationalen Handelsverkehr vorhandenen Beschrän- 
kungen und Verzerrungen allmählich zu beseiti- 
gen. 

a) Grundsätzlich sollten diese Verhandlungen den 
schrittweisen Abbau und die Beseitigung der 
wichtigsten Handelsbarrieren, d. h. der Zölle so- 
wohl als auch der nichttariflichen, zum Ziele ha- 
ben, und zwar innerhalb einer Zeitspanne, die 
ausreichend bemessen sein muß, um eine geord- 
nete Anpassung der nationalen Industrien vor- 
zunehmen. Die Erfahrungen mit der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der 
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) ha- 
ben gezeigt, daß diese Verfahren erfolgreich 
sein und für alle Teilnehmerstaaten Vorteile 
bringen können. Die Annahme dieser Zielset- 
zung wird den Entwicklungsländern auf ihren 
Exportmärkten den für ihren wirtschaftlichen 
Fortschritt erforderlichen Erfolg sichern und den 
Industrieländern gleichzeitig einen besseren Ein- 
satz ihres Fachwissens und ihres Kapitals für 
die Herstellung von Produkten der hochentwik- 
kelten Technologie erlauben. 

b) Der Ausschuß ist auch der Meinung, daß die 
Annahme einer solchen Zielsetzung die einzige 
Möglichkeit bietet, das schwierige Problem der 
präferenziellen Handelsabkommen zu lösen. Sie 
wird im Ergebnis dazu führen, daß die Bedeu- 
tung der präferenziellen Handelssysteme, die in 
den meisten Fällen in Verträgen oder anderen 
offiziellen Abkommen fixiert sind und nicht ohne 
weiteres aufgegeben werden können, nach und 
nach abnimmt. 

cj Für jede Verpflichtung zum Abbau von Handels- 
beschränkungen werden Schutzbestimmungen 
gegen allzu große Störungen des Marktgefüges 
in den Importländern erforderlich sein. Sofern 
jedoch die Anwendung von Schutzbestimmun- 
gen nicht in gewissen Grenzen gehalten wird, 
werden sich daraus unvermeidbare neue Strei- 
tigkeiten in Handelsfragen ergeben. Der Bericht 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD) „Handelspolitik 
und internationale Wirtschaftsbeziehungen — 
Perspektiven" (Rey-Bericht) enthält Anregungen 
für ein neues internationales Schutzsystem, das 
dazu beitragen kann, dieser Gefahr zu begegnen. 
Der Ausschuß befürwortet folgende spezifische 
Empfehlungen, die in diesem Bericht enthalten 
sind: 


1. „Zuerst müßte der vorläufige Charakter der 
Schutzmaßnahmen durch die Festlegung ei- 
nes relativ kurzen Termins für ihre Anwen- 
dung hervorgehoben werden. 

2. Sodann müßte sich das den Antrag stellende 
Land jedenfalls verpflichten, seine Importe 
nicht unter das Niveau absinken zu lassen, 
das sie zum Zeitpunkt der Anwendung der 
Restriktionsmaßnahmen erreicht hatten, und 
sie in einem vertretbaren Tempo wieder an- 
steigen zu lassen. 

3. Schließlich müßte die Anwendung der 
Schutzmaßnahmen von Maßnahmen zur För- 
derung der innerstaatlichen Anpassung be- 
gleitet sein, so daß die Inanspruchnahme des 
Schutzmechanismus tatsächlich nur vorüber- 
gehend wäre." 

d) Der Handel mit Agrarprodukten erfordert beson- 
dere Aufmerksamkeit. Aufgrund der sozialen 
und politischen Bedeutung, die alle Staaten dem 
Agrarsektor beimessen, sind in allen Industrie- 
staaten politische Maßnahmen zur Stützung und 
Anhebung der Einkommen der Landwirtschaft 
getroffen worden. Diese Maßnahmen haben die 
Möglichkeiten einer internationalen Spezialisie- 
rung der Landwirtschaft eingeengt, deren Ziel es 
wäre, höhere Effektiveinkommen für die Land- 
wirtschaft und niedrigere Verbraucherpreise zu 
erreichen. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß 
diese Maßnahmen verbessert werden könnten 
und müßten, damit die Agrarproduktion der 
Nachfrage angepaßt werden kann; dies würde 
dazu beitragen, den Agrarhandel zum Vorteil al- 
ler weiterzuentwickeln. Der Ausschuß ist ferner 
der Ansicht, daß ein umfassender Meinungsaus- 
tausch eingeleitet werden müßte, um einen Ver- 
gleich der verschiedenen Beihilfensysteme für 
die Erzeuger von Agrarprodukten vorzunehmen, 
mit dem Ziel, zu einer gewissen Harmonisierung 
der Systeme zwischen Nordamerika und West- 
europa ZU gelangen. 

e) Der Ausschuß weist jedoch darauf hin, daß Vor- 
aussetzung für einen weiteren Ausbau des 
Agrarhandels die Annahme gegenseitiger Ver- 
pflichtungen ist. Es kann ganz offensichtlich 
nicht damit gerechnet werden, daß die Länder 
ihre Grenzen für die Einfuhr ausländischer 
Agrarprodukte öffnen, wenn ihnen nicht zugesi- 
chert werden kann, daß diese Einfuhren auch in 
Zeiten der Knappheit nicht eingestellt werden. 
Um Fortschritte zu erzielen, müßten die Abkom- 
men über die wichtigsten Agrarprodukte Be- 
stimmungen über Vorratshaltung, deren Finan- 
zierung und Verwaltung sowie über eine ge- 
rechte Aufteilung enthalten für den Fall, daß 
das Angebot zur Deckung der Nachfrage auf 
dem Markt nicht ausreicht. 

fi Der Ausschuß unterstreicht, daß die Verhandlun- 
gen über die Möglichkeiten einer Verbesserung 
des internationalen Agrarhandels die Tatsache, 
daß die Europäische Gemeinschaft einer gemein- 
samen Agrarpolitik bedarf, nicht in Frage stel- 
len dürften."' Eine unterschiedliche Agrarpolitik 
der einzelnen Staaten würden den Prozeß der 
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Entwicklung zur Integration Westeuropas stören 
und zweifellos den internationalen Warenver- 
kehr beeinträchtigen. 

5 . Der Ausschuß nimmt den weiteren Ausbau des 
Ost-West-Handels zur Kenntnis, ist jedoch der An- 
sicht, daß sein absoluter Umfang zwar zunehmen 
kann, sein relativer Anteil am Welthandel, der zur 
Zeit weniger als 4 v. H. des Handels der nichtkom- 
munistischen Staaten ausmacht, sich jedoch nicht 
wesentlich ändern wird. Dessenungeachtet kann 
der Handelsverkehr eine positive Rolle bei der Ver- 
besserung der Ost-West-Beziehungen spielen und 
sollte auf der Basis der Gegenseitigkeit gefördert 
werden. Den westlichen Geschäftsleuten müßte es 
freistehen, die in Osteuropa und in den kommunisti- 
schen Staaten Asiens bestehenden kommerziellen 
Möglichkeiten ■ — • unter dem alleinigen Vorbehalt 
der von ihren Regierungen festgesetzten Regeln — 
auszunutzen. Insoweit die staatlichen Handelsun- 
ternehmen in den kommunistischen Ländern in das 
multilaterale Handelssystem des GATT in Überein- 
stimmung mit den GATT-Prinzipien einbezogen 
werden können, sollte dies geschehen. Der Aus- 
schuß nimmt mit Befremden die ungeheuren Getrei- 
deankäufe der Sowjetunion in den Vereinigten 
Staaten sowie die Ankäufe von Butter und anderen 
Produkten in westeuropäischen Ländern zur Kennt- 
nis, die es der Sowjetunion erlaubten, den ständi- 
gen Mißerfolg ihrer Agrarpolitik und die unzurei- 
chende Ernte im Jahre 1972 mit geringen Kosten 
auszugleichen. Diese Maßnahmen haben auch zu ei- 
ner starken Erhöhung der Getreidepreise in der 
westlichen Welt zum Nachteil der Verbraucher so- 
wie zu Störungen der Agrarwirtschaft geführt. 

6 . Der Energiebedarf stellt ein Problem dar, das 
Nordamerika, der Europäischen Gemeinschaft, den 
anderen westeuropäischen Ländern und Japan ge- 
meinsam ist. Es ist daher eine gemeinsame Politik 
erforderlich: 

a) Für die nächsten Jahre ist die Welt weitgehend 
auf eine einzige, höchst anfällige Energiequelle, 
nämlich das Erdöl, angewiesen. Mit der Zeit 
können vielleicht aufgrund des technologischen 
Fortschritts andere Energieträger gefunden wer- 
den, aber der Kapitalbedarf wird sehr groß und 
die Fristen werden sehr lang sein. 

b) Der Erdölbedarf der Welt nimmt stetig zu. Nach 
den Schätzungen werden Westeuropa, Japan 
und Nordamerika vielleicht schon 1980 55 Mil- 
lionen Barrels (7,5 Millionen metrische Tonnen) 
Rohöl täglich verbrauchen, während diese Zahl 
heute 35 Millionen Barrels (4,8 Millionen metri- 
sche Tonnen) beträgt. Man rechnet damit, daß 
1980 mindestens 60 v. H. des Bedarfs auf dem 
Seewege eingeführt werden. Auch der Erdölver- 
brauch der Entwicklungsländer wird nach Maß- 
gabe des Ausbaus ihrer Wirtschaft zunehmen. 

c) Die Vereinigten Staaten sind zu einem wichtigen 
Erdöl-Importeur geworden. Sie verfügen nicht 
mehr über eine Reserve stilliegender Kapazitä- 
ten, auf die sie zur Versorgung Westeuropas 


oder Japans oder zur Deckung ihres eigenen Be- 
darfs in Notfällen zurückgreifen können. 

d) Die wichtigsten bekannten Erdölvorkommen be- 
finden sich in den Ländern des Persischen Golfs, 
und der größte Teil der Importe wird in Zukunft 
aus dieser Region kommen müssen. Der Persi- 
sche Golf ist eine politisch labile Gegend. Eini- 
ge Staaten in diesem Gebiet sind anfällig für 
Subversion im Inneren und Druck von außen. 
Eine ständige Verstärkung der Rüstungen ist in 
der Region im Gange. Unterbrechungen der Erd- 
ölexporte sind somit nicht auszuschließen. 

e) Außerdem werden einige erdölproduzierende 
Länder größere Deviseneinnahmen haben, als 
sie voraussichtlich zur Deckung der laufenden 
Ausgaben benötigen. Daher könnten sie eher ge- 
neigt sein, ihre Erdölproduktion einzuschränken, 
als zusätzliche Geldreserven zu bilden. 

f) Der für den Ausbau der Erdölindustrie erforderli- 
che Kapitalaufwand ist sehr groß. Nach einer 
Schätzung beläuft sich das für Exploration, Er- 
schließung, Transport, Aufbereitung und Ver- 
marktung des Erdöls erforderliche Kapital auf 
360 Milliarden Dollar für die Zeit von 1970 bis 
1985. 

g) Aufgrund dieser Erwägungen hält es der Aus- 
schuß für unbedingt erforderlich, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft, die übrigen Länder West- 
europas, Japan und Nordamerika ihre Politik 
und ihre Strategie auf dem Energiesektor auf- 
einander abstimmen. Es geht hierbei nicht um 
eine Politik der Konfrontation gegenüber den 
erdölerzeugenden Ländern, was eine Erdölkrise 
heraufbeschwören könnte. Es geht vielmehr um 
die Koordinierung von Maßnahmen mit dem 
Ziel, sich vor Störungen der Erdölversorgung zu 
schützen. Dabei könnte an folgende Maßnahmen 
gedacht werden: Programme für die Lagerung, 
Unterhaltung einer Flotte von Reservetankern, 
provisorische Produktionsstätten und Bestim- 
mungen über die Aufteilung der Importe bei 
Knappheit. Gemeinsame Bemühungen müßten 
auch eine aufeinander abgestimmte Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet unkonventio- 
neller Energiequellen (z. B. Ölschiefer- oder 
Kohlenvergasung) und neuer Technologien, wie 
die geothermische oder Sonnen-Energie und die 
Kernfusion wie auch bestehende Kernenergiesy- 
steme, gewährleisten. Energiequellen sind für 
die Wirtschaft der Industriestaaten absolut le- 
bensnotwendig. Es müßten alle vertretbaren 
Mittel aufgeboten werden, um eine angemessene 
Versorgung zu gewährleisten. 

7 . Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Indu- 
strieländer zu einer Einigung über eine Politik hin- 
sichtlich der Auslandsinvestitionen gelangen müs- 
sen. Eine Diskussion auf internationaler Ebene über 
die Rolle der Auslandsinvestitionen und der multi- 
nationalen Gesellschaften müßte in der OECD ge- 
führt werden mit dem Ziel, zu einer Einigung über 
Richtlinien und Verfahren bei der Behandlung von 
Investitionsproblemen einschließlich des Verhal- 
tens der Regierungen zu gelangen. 
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a) Als Mittel zur Verbreitung von Kapital, techno- 
logischen Erkenntnissen und organisatorischen 
Kompetenzen waren direkte ausländische Inve- 
stitionen durch Vermittlung multinationaler Un- 
ternehmen von großer Wirkung. Die Investi- 
tionsströme haben auch sehr positiv zur Ent- 
wicklung der Löhne und Gehälter und des 
Wohlstandes in der Welt beigetragen. Die inve- 
stierenden Länder wie auch die Empfängerstaa- 
ten haberL hingegen in zunehmendem Maße ih- 
rer Sorge über die möglichen nachteiligen Aus- 
wirkungen dieser ausländischen Investitionen 
auf nationale und politische Interessen sowie 
auf die intern ationale Wirtschaftsordnung Aus- 
druck gegeben. 

b) In mancherlei Hinsicht geht die Tendenz dahin, 
die Ursachen der Unzufriedenheit und des Unbe- 
hagens ZU beseitigen. Die Entwicklung eines fle- 
xibleren internationalen Währungssystems dürf- 
te die Möglichkeiten für risikolose Geschäfte 
auf den lansländi sehen Devisenmärkten stark re- 
duzieren. In einem reformierten Währungssy- 
stem würde den Vereinigten Staaten nicht mehr 
das Privileg eines ständigen Zahlungsbilanzdefi- 
zits zugestanden werden; die Auslands Investi- 
tionen müßten aus Gewinnen finanziert werden, 
die im Rahmen des Handelsverkehrs und ande- 
rer Transaktionen 'erzielt wurden. Noch wichti- 
ger ist, daß der Umfang der gegenseitigen Di- 
rektinvestitionen der Industriestaaten weiter zu- 
nimmt. 'Selbst die Vereinigten Staaten sind neu- 
erdings Empfänger ausländischer Investitionen, 
die den amerikanischen Auslandsinvestitionen 
gegenüberstehen. In der Vergangenheit erfolg- 
ten die Investitionen westeuropäischer Länder 
in den Vereinigten Staaten 'durch den Kauf von 
Wertpapieren; das Bild wandelt sich jedoch fall- 
mählich, da die Direktinvestitionen Westeuro- 
pas in den Vereinigten Staaten zunehmen, 

c) Dennoch fehlt es dem internationalen System an 
grundsätzlichen Regeln auf diesem wichtigen 
Gebiet. Maßnahmen sollten so rasch wie mög- 
lich getroffen werden, um 'diese Lücke zu schlie- 
ßen. 

8 _ Der Ausschuß ist der Auffassung, daß neue, 
verstärkte Anstrengungen erforderlich sind, um den 
am wenigsten entwickelten Ländern zu gesunden 
wirtschaftlichen Verhältnissen zu verhelfen. Er 
empfiehlt insbesondere: 

a) Eines der Hauptziele der bevorstehenden Han- 
delsverhandlungen sollte es sein, den Entwick- 
lungsländern verstärkten Zugang zu den Märk- 
ten der Industriestaaten zu verschaffen. Sämtli- 
che Industriestaaten sollten sehr liberal abge- 
faßte Vereinbarungen über allgemeine Präferen- 
zen zugestehen. Für viele Entwicklungsländer 
ist eine Zunahme der Exporte das aussichts- 
reichste Mittel, um rasche wirtschaftliche Fort- 
schritte zu erzielen. 

b) Die Unterstützung bei der Aufnahme multilate- 
raler Darlehen sollte wesentlich verstärkt wer- 


den. Vor allem müßte die Internationale Gesell- 
schaft für Entwicklungshilfe (IDA), die Vermitt- 
lungsstelle der Weltbank für Vorzugsdarlehen, 
Über mehr Finanzmittel für die Aktivitäten der 
Entwicklungshilfe verfügen, die mit Darlehen zu 
den marktüblichen Bedingungen nicht finanziert 
werden können. 

c) Der Koordinierung und Verbesserung der techni- 
schen Verfahren sollte stärkeres Gewicht beige- 
messen werden. Die Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen sollten stärker herangezo- 
gen werden; in bilateralen Programmen sollten 
die Möglichkeiten, die sich für gemeinsame in- 
ternationale Projekte bieten, stärkere Beachtung 
finden. 

d) In den Verhandlungen über eine Reform des 
Währungssystems sollten die Möglichkeiten ei- 
ner weitergehenden Internationalisierung der 
Entwicklungshilfe geprüft werden. 

e) Auf der Tagesordnung für die internationalen 
wirtschaftspolLtischen Gespräche sollte die Bil- 
dung eines Weltgetreidevorrats als Mittel der 
Sicherung gegen Hungerkatastrophen vorgese- 
hen werden. Obgleich eine geringfügige Zu- 
nahme des durchschnittlichen Lebensmittelver- 
brauchs der Entwicklungsländer in den letzten 
Jahren zu verzeichnen ist, sind sie nicht weit 
vom Hunger entfernt. Schlechte Ernten in einem 
oder mehreren dieser Länder könnten zu einer 
Hungersnot großen Ausmaßes führen, wenn sie 
nicht lauf für Notfälle eingelagerten Getreidevor- 
räte zurückgreifen können. 

f) Internationale Warenabkommen sollten ausge- 
handelt werden, um stabile Preise für die Er- 
zeugniisse der Entwicklungsländer zu gewähr- 
leisten. 

g) Das für das zweite Entwicklungsjahrzehnt der 
Vereinten Nationen gesteckte Ziel, nach dem die 
Industrieländer 1 v. H. ihres Bruttosozialprodukts 
den Entwicklungsländern zur Verfügung stellen 
sollen, sollte erneut bekräftigt werden. 

9. Schließlich ist der Ausschuß der festen Über- 
zeugung, daß es in den internationalen Wirtschafts- 
beziehungen weder Verlierer noch Gewinner im 
üblichen Sinne des Wortes geben kann. Ein brauch- 
bares intern ationales Wirtschaftssystem bietet für 
alle Staaten Vorteile, während eine internationale 
Wirtschaftskrise für die ganze Welt abträglich ist. 
Deshalb ist der Ausschuß davon überzeugt, daß bei 
den bevorstehenden Verhandlungen die Industrie- 
staaten eine positive Führungsaufgabe zu übemeh- 
men haben. Das Ziel besteht nicht darin, geringe 
vorübergehende Vorteile für ein Land oder eine 
Region gegenüber anderen Ländern oder Regionen 
zu erzielen, sondern vielmehr darin, internationale 
Strukturen und ein internationales Wirtschafts- 
system zu schlaffen, die es der Welt erlauben, mit 
den sehr alten Problemen der Armut und des Hun- 
gers sowie den neuen und weniger vertrauten Pro- 
blemen des Überflusses besser fertig zu werden. 
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Kapitel 4"*^ 

Die politische Zusammenarbeit 


1 . Die Regelung der politischen Beziehungen ist 
zwar ein kontinuierlicher Prozeß, aber die kumula- 
tive Wirkung aller in den letzten 25 Jahren einge- 
tretenen Änderungen der weltpolitischen Lage, 
das beschleunigte Tempo, in dem sich neuerdings 
der Ablauf dej: Ereignisse vollzog und vollzieht, und 
die Projektion neuer, wichtiger Tendenzen in das 
nächste Jahrzehnt machen es notwendig, die politi- 
schen Beziehungen zwischen Westeuropa und Nord- 
amerika neu zu beleben. Die bestehenden Institu- 
tionen bilden eine Grundlage für Konsultation 
und Koordination, und die Mitglied Staaten verfügen 
über seit langem bewährte bilaterale Beziehungen 
und Kommunikationswege. Die Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft und die verkündete Ab- 
sicht der Staatsmänner, sie in zehn Jahren in eine 
politische Union umzuwandeln, werden jedoch sicher 
Änderungen in der Struktur des politischen Ver- 
hältnisses zwischen Europa und Amerika zur Folge 
haben. Dieser historische Wandlungsprozeß dürfte 
nahelegen, daß verstärkte politische Konsultationen 
im Laufe der nächsten sieben Jahre, in denen inter- 
ne Veränderungen in Westeuropa erfolgen werden, 
noch lebenswichtiger sein werden als in den frühe- 
ren Perioden, in denen Europa einer mehr unmittel- 
baren, von außen kommenden Bedrohung begegnen 
mußte. 

2. **‘ Der Ausschuß ist der Meinung, daß die derzei- 
tige sehr ernste Lage hinsichtlich des Verhältnisses 
zwischen Europa und Amerika die Einberufung von 
Gipfeltreffen erfordern könnte, um den für die 
Koordinierung der nationalen politischen Zielset- 
zungen erforderlichen Willen zu mobilisieren und 
durch das Gewicht ihrer Autorität die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen. Sorgfältig vorbereiteten 
Gipfeltreffen der amerikanischen und europäischen 
Staatsmärmer kommt entscheidende Bedeutung zu, 
und solange die gegenwärtige ernste Situation 
nicht überwunden ist, würden solche Treffen die 
stärksten Anstöße für -die Lösung der gegenwärtig 
zwischen Europa und Amerika bestehenden Proble- 
me geben. Solche besonderen Tagungen sind mit 
den Gipfeltreffen der westeuropäischen Staaten 
vereinbar und würden weder ihrer Intention noch 
ihrer tatsächlichen Wirkung nach deren Bedeutung 
oder Autorität Abbruch tun. Die Methoden der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft haben gezeigt, daß die 
Festlegung von Zielen und eines Terminplans, in- 
nerhalb dessen die Ziele erreicht sein müssen, sich 
günstig auswirkt, weil auf diese Weise die nationa- 
le bzw. internationale Verantwortung tragenden 
Persönlichkeiten sich der Dringlichkeit bewußt 
werden. 

3 . Nach Auffassung des Ausschusses sind die Pro- 
bleme und Herausforderungen, die sich sowohl für 


Westeuropa als auch für Nordamerika stellen, kei- 
neswegs ihrer Natur nach unlösbar oder besonders 
resistent gegen angemessene Behandlung, Wenn 
die verantwortlichen Politiker der einzelnen Staa- 
ten gemeinsam in der gleichen Richtung arbeiten 
und den politischen Willen haben, zu einer Eini- 
gung zu gelangen, so besteht kein Anlaß anzuneh- 
men, daß sie nicht in der Lage wären, die neuen po- 
litischen Konzepte zu entwickeln, die erforderlich 
sind, um mit dem politischen Wandel Schritt zu 
halten. Der Ausschuß hält es jedoch für notwendig, 
sie zu warnen: Beweisen sie nicht den politischen 
Willen, ihre politischen Konzeptionen auf den 
neuesten Stand zu bringen, so wäre es möglich, daß 
entweder in einem Klima des Mißtrauens und ge- 
genseitiger Beschuldigungen ein Zerfall der Bezie- 
hungen zwischen Europa und Amerika einsetzt 
oder daß die betreffenden Institutionen sich in zu- 
nehmendem Maße als anachronistisch erweisen. So 
handelt es sich in der Sicherheitspolitik beispiels- 
weise nicht mehr einfach darum, auf eine von nie- 
mandem zu bestreitende militärische Drohung zu 
antworten, sondern darum, die Erfordernisse der 
militärischen Sicherheit mit der seit langem erwar- 
teten Verbesserung des Ost-West-Verhältnisses zu 
vereinbaren. Diese Aufgabe ist viel schwieriger 
und viel komplexer als in der Vergangenheit, da im 
Laufe des nächsten Jahrzehnts die Sicherheitspoli- 
tik Europas und Amerikas im wesentlichen darin 
bestehen Wird, zwei scheinbar entgegengesetzte 
Ziele gleichzeitig zu verfolgen: Aufrechterhaltung 
eines angemessenen militärischen Gleichgewichts 
und Förderung der Entspannungsbemühungen mit 
einem Gegner, der dadurch zugleich zum Partner 
wird. Die grundlegende These der europäisch-ame- 
rikanischen Sicherheitspolitik lautet, daß Entspan- 
nung und Verteidigung einander ergänzen und 
nicht einander widersprechen. Eine solche Aufgabe 
erfordert je-doch Politik auf höchster Ebene und ei- 
nen breiten Rückhalt in der Öffentlichkeit. 

4 , Für den Wandel des Ost-West-Verhältnisses im 
Laufe des nächsten Jahrzehnts ist eine Basis ge- 
schaffen worden, und die Konsolidierung der fried- 
lichen Koexistenz in den sechziger Jahren läßt hof- 
fen, daß eine sinnvolle Entspannung zwischen Ost 
und West in den nächsten zehn Jahren erreicht 
wird. In dem Kapitel „Die Zusammenarbeit im Be- 
reich der Sicherheit“ des vorliegenden Berichtes 
begrüßte der Ausschuß die große Zahl der laufen- 
den oder geplanten Verhandlungen über die Bezie- 
hungen zwischen den Mitgliedern des Atlantischen 
Bündnisses und den Staaten des Warschauer Pak- 
tes. Er gab seiner Überzeugung Ausdruck, daß die 
Bündnispartner ein zusammenhängendes Bild von 
den neuen Konstellationen in der europäischen Si- 
cherheitsstruktur und in den politischen Beziehun- 
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gen entwerfen müssen, die sich nach ihren Wün- 
schen aus der KSZE, den SALT- und MBFR-Ver- 
handlungen und den anderen Verhandlungen erge- 
ben sollten, die sowohl die Institutionen des Bünd- 
nisses als auch das Ost-West-Verhältnis betreffen. 
Wenn sich die Argumente für eine transatlantische 
Ziisam.menarbeit auf dem Gebiet der Sicherheit 
wahrend des kommenden Jahrzehnts ausschließlich 
auf die Erwartung einer großangelegten Aggression 
gründen, so wird die Glaubwürdigkeit dieser Zu- 
sammenarbeit vermindert, weil diese Form der Ag- 
gression (zum großen Teil dank dem Bündnis) un- 
v/ahrscheinlich geworden ist. Verschiedene militä- 
rische Bedrohungen bestehen tatsächlich: So könn- 
te beispielsweise eine sowjetische Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Jugoslawiens oder Ru- 
mäniens eine ernste Krise und einen schwerwiegen- 
den Rückschlag der Entspannung zur Folge haben. 
Und die eigentliche Bedrohung, der das Bündnis ge- 
genübersteht, ist nicht mehr die großangelegte Ag- 
gression, sondern die Möglichkeit kleiner Krisen 
mit begrenztem militärischen Einsatz; die Bedro- 
hung hat sich ferner auf das Gebiet der internatio- 
nalen Beziehungen verlagert, wo Maßnahmen der 
militärischen Erpressung und des politischen 
Drucks die wahrscheinlichsten Bedrohungen von 
außen darstellen, selbst im Rahmen verbesserter 
Beziehungen mJt den möglichen Gegnern. Gipfel- 
treffen zwischen Ost und West sind jetzt häufiger 
geworden. Die Staatsmänner des Atlantischen 
Bündnisses wären jedoch schlecht beraten, wenn 
sie ihren Völkern zu große Hoffnungen auf eine 
schnelle und weitgehende Lösung der Probleme' 
machten. Es muß noch viel Zeit vergehen, bis die 
Entspannung als Realität zur Selbstverständlichkeit 
geworden ist. Bis dahin wird es leichter sein, Wirt- 
schaftsabkommen zwischen Ost und West zu erzie- 
len (die der Sowjetunion erheblichen Nutzen brin- 
gen), als politische und militärische Abkommen zu 
.schließen (bei denen es um die schwierigen Fragen 
der Rüstungskontrolle und der Abrüstung geht). 
Diese Betrachtungen machen die Veränderlichkeit 
der Ost-West-Beziehungen und die Konsequenzen 
der Entspannung deutlich und unterstreichen so die 
Notwendigkeit einer Erneuerung der politischen 
Zusammenarbeit zwischen Europa und Amerika in 
der gegenwärtigen Lage. 

5 . Der Ausschuß ist der Meinung, daß es unmög- 
lich ist, genaue Voraussagen über die Entwicklung 
in der Sowjetunion im Laufe des nächsten Jahr- 
zehnts zu machen. Fest steht jedoch, daß die Libe- 
ralisierung der Verbindungen und größere Freizü- 
gigkeit im Verkehr zwischen Ost und West wesent- 
liche Elemente jeder wirklichen und dauerhaften 
Entspannung sein werden. Die Mitgliedstaaten des 
Bündnisses müssen darin fortfahren, der Sowjet- 
union nachdrücklich klarzumachen, welche Bedeu- 
tung sie den demokratischen Werten beimmssen. 
Sie sollten das Forum nutzen, das ihnen die KSZE 
bietet, um auf diese Werte hinzuweisen, und der 
Freizügigkeit der Informationen und Personen so- 
wie den gesetzlich garantierten Menschenrechten 
größte Beachtung schenken — nicht nur wegen der 
diesen Werten innewohnenden Bedeutung, sondern 
auch wegen ihres Zusammenhangs mit der politi- 


schen Stabilität in Europa. Gewisse Interessen, die 
der Sowjetunion und den Mitgliedern des Atlanti- 
schen Bündnisses gemeinsam sind (ein evidentes 
Beispiel hierfür ist der Wunsch, ihre gegenseitige 
Vernichtung durch Atomwaffen zu vermeiden), 
können zweifellos zu einer weiterreichenden Zusam- 
menarbeit führen. Dies wird weitgehend von der 
künftigen Entwicklung des sowjetischen Regimes 
abhängen. Dessenungeachtet stellt der Ausschuß 
fest, daß sich eine gewisse Konvergenz der Interes- 
sen in Wirtschafts- und Sicherheitsfragen zwischen 
den Mitgliedstaaten des Atlantischen Bündnisses 
und denen des Warschauer Paktes abzeichnet. Falls 
sich dieser Konvergenztrend fortsetzt, könnte die 
Grundlage für ein neues politisches Verhältnis ent- 
stehen, ohne die Solidarität der Beziehungen zwi- 
schen Europa und Amerika in Frage zu stellen."' 

6 . Der Ausschuß ist der Auffassung, daß einer der 
potentiellen Unsicherheitsfaktoren des kommenden 
Jahrzehnts ein Wiederaufleben offener politischer 
Instabilität in Osteuropa sein könnte. Von 1953 bis 
1973 gab es in vier Ländern fünf Aufstände gegen 
die unbefriedigenden sozialen Verhältnisse und die 
sowjetische Hegemonie. In dem Maße, wie sich die 
wechselseitigen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
den west- und osteuropäischen Staaten verstärken, 
wie die politischen Spannungen abnehmen und die 
außenpolitischen Beziehungen sich normalisieren, 
könnten die Bestrebungen nach größerer Freiheit 
und Unabhängigkeit, die 1968 zum Prager Frühling 
führten, in Osteuropa erneut zutage treten. Es ist 
daher äußerst wünschenswert, daß die Sowjetunion 
und ihre europäischen Nachbarn zu Regelungen ge- 
langen, die in Osteuropa eine politische Evolution 
der Art erlauben, daß die potentielle Bedrohung der 
europäischen Sicherheit vermindert wird. Die Zu- 
kunft der Entspannung könnte von dieser Entwick- 
lung abhängen, und jedes Scheitern auf diesem 
Wege könnte eine Verbesserung der Ost-West-Be- 
ziehungen ernsthaft in Frage stellen und die Gefahr 
neuer akuter Spannungen sowohl politischer als 
auch militärischer Art heraufbeschwören. 

7 . Außerhalb Europas stellt der Ausschuß fest, 
daß der chinesisch-sowjetische Meinungsstreit und 
die Herstellung der diplomatischen Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und China die 
Strukturen der internationalen Politik — teilweise 
zum Nachteil der Sowjetunion — tiefgreifend ver- 
ändert haben. Die ständige Verschlechterung der 
Beziehungen zwischen China und der Sowjetunion 
läßt vermuten, daß die chinesisch-sowjetischen 
Spannungen und Rivalitäten den Kreml während 
des ganzen nächsten Jahrzehnts stark beschäftigen 
werden. Einige Anzeichen deuten darauf hin, daß 
die politisch-strategischen Berechnungen der So- 
wjetunion zum Teil auf der Annahme beruhen, daß 
ihre Sicherheit bis 1980 an ihren asiatischen Gren- 
zen größeren Belastungen ausgesetzt sein wird als 
in ihrem europäischen Vorfeld. Der Ausschuß ist 
der Meinung, daß die westeuropäischen und nord- 
amerikanischen Staaten diese Perspektiven im 
Atlantikrat gemeinsam prüfen und eine gemeinsame 
Bewertung der Lage erarbeiten sollten. Diese Emp- 
fehlung beruht auf der Erkenntnis, daß, wenn sich 
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beispielsweise einzelne Staaten vor die Notwendig- 
keit gestellt sähen, über einen eventuellen Waffen- 
verkauf an China zu entscheiden, diese Frage im 
Rahmen des Bündnisses geprüft werden müßte, wo- 
bei auch zu entscheiden wäre, welche Zusicherungen 
der Sowjetunion gegeben werden sollen. Die Bezie- 
hungen zwischen Mitgliedern des Atlantischen 
Bündnisses und der Volksrepublik China müßten 
Gegenstand einer ständigen Konsultation im Rahmen 
des europäisch-amerikanischen Verhältnisses sein. 

8 . Das Auftreten Japans als wirtschaftliche Super- 
macht, die zunehmende Interdependenz zwischen 
seiner Wirtschaft und der der Staaten Nordameri- 
kas und der Europäischen Gemeinschaft sowie die 
Beziehungen zwischen Japan und Amerika im Be- 
reich der Sicherheit haben entscheidende Auswir- 
kungen auf die politische Zusammenarbeit zwi- 
schen Europa und Amerika. Mißverständnisse und 
das Fehlen eines offenen Meinungsaustauschs und 
gegenseitiger Information zwischen Japan und den 
westeuropäischen und nordamerikanischen Staaten 
könnten zu unnötigen Spannungen und zu ernsten 
Störungen ihres freundschaftlichen Verhältnisses 
führen. Umgekehrt würde eine enge Zusammenar- 
beit sich zum gegenseitigen Vorteil dieser Staaten 
und Japans sowie der übrigen Staaten der Welt aus- 
wirken. Wenn die hochentwickelten Industrieländer 
Nordamerikas und Wetseuropas zusammen mit Ja- 
pan, Australien, Neuseeland, Singapur und einigen 
Staaten Lateinamerikas, die bis dahin den Stand 
von Industrienationen erreicht haben werden, in 
die achtziger Jahre eintreten, wird sich eine Inter- 
essengemeinschaft herausbilden, die als wichtiger 
Faktor in der Welt gelten muß, insbesondere für 
die Aufgabe, die Lücke zwischen den Industriestaa- 
ten und den Entwicklungsländern zu schließen. 

9. Nach Auffassung des Ausschusses werden die 
Nord-Süd-Beziehungen — d. h. jene Beziehungen, 
welche die Industriegesellschaften der nordatlanti- 
schen Region, Japans (und vielleicht auch der So- 
wjetunion) mit den Entwicklungsländern Asiens, 
Afrikas, des Mittleren Ostens und Südamerikas 
verbinden — im Laufe des nächsten Jahrzehnts ein 
politisches Problem äußerster Dringlichkeit und 
weltweiten Ausmaßes stellen. Der Ausschuß ist der 
Auffassung, daß aufgrund des Entkolonialisierungs- 
prozesses, der ein charakteristisches Merkmal der 
letzten 20 Jahre gewesen ist, nunmehr die Voraus- 
setzungen geschaffen wurden, die die Industriestaa- 
ten in die Lage versetzen, mit den Entwicklungslän- 
dern bessere Abmachungen und Beziehungen her- 
beizuführen. Daraus ergibt sich, daß die noch ver- 
bleibenden Reste des Kolonialismus eine Verbesse- 
rung der Nord-Süd-Beziehungen in Frage stellen 
und darum so bald wie möglich beseitigt werden 
müßten, um dem Streben der Völker nach Selbstbe- 
stimmung Rechnung zu tragen'^ 

10. Wie bereits in dem „Die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit" überschriebenen Artikel des vorlie- 
genden Berichtes ausgeführt wurde, ist der Aus- 
schuß der Meinung, daß die Industriestaaten ihre 
eingegangenen Verpflichtungen erfüllen und ihren 


Beitrag zu den von den Entwicklungsländern selbst 
gemachten Anstrenungen zur Förderung ihres Fort- 
schritts erhöhen müssen, um den Abstand zwischen 
reich und arm zu verringern. Es ist bedauerlich, 
daß der Impuls, der anfänglich für die Hilfe an we- 
nig entwickelte Länder gegeben wurde, nachgelas- 
sen hat, obgleich sich die westeuropäischen und 
^ nordamerikanischen Staaten seit langem verpflich- 
tet haben, einen Beitrag zum wirtschaftlichen Auf- 
schwung der Entwicklungsländer in der ganzen 
Welt zu leisten — eine Verpflichtung, die ihren 
Niederschlag in dem von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen angenommenen Beschluß fand, 
den jährlichen Beitrag auf 1 v. H. des Bruttosozial- 
produkts der reichen Staaten festzusetzen. Auf- 
grund jeder objektiven Norm sind die Industriege- 
sellschaften besser als je zuvor in der Lage, den 
Entwicklungsländern zu helfen. In einer zunehmend 
voneinander abhängigen Welt, in der die bloße Er- 
haltung einer bewohnbaren Umwelt eine weltweite 
Zusammenarbeit erfordern wird, gibt es keine ande- 
re Wahl, als zu versuchen, den ungeheuren Ab- 
stand zwischen Industriestaaten und Entwicklungs- 
, ländern zu verringern. Die Mitgliedstaaten des At- 
I lantischen Bündnisses müssen sich in diesem Sinne 
i auch bemühen, die wirtschaftlichen Unterschiede 
innerhalb des Bündnisses zu reduzieren und den 
weniger begünstigten Partnern zu helfen. Bei der 
Prüfung der Beziehungen zwischen Europa und 
Amerika einerseits und den Entwicklungsländern 
andererseits ist sich der Ausschuß darüber hinaus 
der tiefgreifenden politischen Auswirkungen der 
Energiekrise bewußt (siehe das „Die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit" überschriebene Kapital des vor- 
liegenden Berichts) und erkennt die Notwendigkeit 
; an, eine engere Zusammenarbeit zwischen den west- 
j europäischen und den nordamerikanischen Staaten 
auf diesem Gebiet vorzusehen. 

I 11. Der Ausschuß ist der Meinung, daß im Laufe 
des nächsten Jahrzehnts den weitreichenden Fra- 
gen des Umweltschutzes eine bedeutend höhere 
Priorität eingeräumt werden muß. Der NATO-Aus- 
schuß für die Probleme der modernen Gesellschaft 
(COMS) dst das zentrale Gremium, in dem die west- 
europäischen und nordamerikanischen Staaten die 
Umweltprobleme prüfen können. Die Notwendig- 
keit, Umweltschutz auf internationaler Ebene zu be- 
treiben, macht aus dem CCMS eine zunehmend 
wichtiger werdende Plattform für sowohl die politi- 
sche als auch die technische und wirtschaftliche 
Diskussion, Koordinierung und Erörterung von Um- 
weltfragen, soweit sie in den Rahmen der Beziehun- 
gen zwischen Europa und Amerika fallen. 

12. Schließlich beantragt der Ausschuß dringend, 
daß den europäisch-amerikanischen Beziehungen 
eine neue politische Orientierung gegeben werde. 
Sie müßte gegründet sein auf eine grundsätzliche 
Vereinbarkeit der nationalen Bestrebungen, die 
sich aus dem gemeinsamen Erbe und den gemeinsa- 
; men Traditionen ableitet, und auf die Wahrung ei- 
I ner notwendigen Disziplin, die sich in Zurückhal- 
tung, Verständnis und Höflichkeit bei der Erörte- 
rung komplizierter und Sprengstoff enthaltender 
Fragen äußert. Im Laufe des nächsten Jahrzehnts 
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werden sich die Partner in den politischen Bezie- 
hungen zwischen den westeuropäischen und nord- 
amerikanischen Staaten vor die Aufgabe gestellt 
sehen, die erforderliche Anpassung ihrer Politik an 


die neuen Herausforderungen vorzunehmen und die 
Umstellung zu vollziehen, die durch den Wandel 
der nationalen und internationalen Lage notwendig 
wird. 


Kapitel 5 

Die interparlamentarische Zusammenarbeit 


1. Der Ausschuß wurde auch aufgefordert zu prü- 
fen, welches „die am meisten geeignete und wün- 
schenswerte Rolle ist, die die {Nordatlantische) 
Versammlung spielen soll". Zu diesem Zweck wur- 
de dem Vorläufigen Bericht des Ausschusses der 
Neun, der der Nordatlantischen Versammlung im 
November 1972 vorgelegt wurde, ein Bericht mit 
dem Titel „Die transatlantischen interparlamentari- 
schen Verbindungen und die Zukunft der Nordat- 
lantischen Versammlung" als Anlage beigefügt. Der 
Politische Ausschuß der Versammlung hat einen 
Unterausschuß eingesetzt, der den Auftrag hatte, 
die Anlage zu prüfen und die Prüfungsergebnisse in 
einem BerichP'’"' vorzulegen. Der Ausschuß der 
Neun hat sich bei der Ausarbeitung seiner Empfeh- 
lungen auf diese beiden Berichte gestützt. 

2. Der Ausschuß stellt fest, daß die Nordatlanti- 
sche Versammlung die einzige Instanz ist, in der 
regelmäßig Sitzungen von Parlamentariern Westeu- 
ropas und Nordamerikas stattfinden. Dieser Beson- 
derheit kommt in einer Zeit, da die transatlanti- 
schen Beziehungen — infolge der Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft und anderer aktueller 
Ereignisse auf der Weltbühne • — in starkem Wan- 
del begriffen sind, größere Bedeutung zu. In der 
Versammlung sind die verschiedenen in der öffent- 
lichen Meinung in den Ländern Westeuropas und 
Nordamerikas vorhandenen Strömungen verteten. 
Sie sollte das Hauptinstrument für eine interparla- 
mentarische Zusammenarbeit in einer großen Reihe 
von Problemen und Fragen — politischer, sicher- 
heitspolitischer, wirtschaftlicher und sozialer Art 
— sein, die für die Verbesserung der Beziehungen 
zwischen Nordamerika und Westeuropa in den 
kommenden Jahren unerläßlich ist. 

3. Das bedeutet nicht, daß die Nordatlantische 
Versammlung ihre Verbindungen zu der Organisa- 
tion des Atlantischen Bündnisses abbrechen solle. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Ver- 
sammlung sich durch einen solchen Bruch um die 
Vorteile bringen würde, die ihr aus ihren Beziehun- 
gen zum Nordatlantikrat und zum Generalsekretär 
erwachsen. Jedoch sollte sich das Interessengebiet 
der Versammlung nicht nur auf die Fragen erstrek- 
ken, die in die Zuständigkeit des Nordatlantikrats 
fallen. Aus ihren Tätigkeiten sollte im Gegenteil er- 
sichtlich werden, daß sich die Interdependenz zwi- 


Bericht des Unterausschusses (de Freitas), der mit der 
Prüfung der Anlage zum vorläufigen Bericht des Neu- 
nerausschusses beauftragt war (NAV: Q67PC/C9 (73) 7 
rev. 1, Mai 1973). 


sehen Europa und Amerika heute nicht mehr auf 
das Gebiet der Sicherheit beschränkt, sondern in 
hohem Maße auch auf Wirtschaft und Politik aus- 
gedehnt hat. Der Ausschuß vertritt im besonderen 
die Auffassung, daß die Versammlung die Handels-, 
Währungs- und Energiefragen untersuchen sollte, 
die sich den Ländern Westeuropas und Nordameri- 
kas stellen. Was die Politik betrifft, so sollte die 
Versammlung die Ost- West-Beziehungen und die 
Beziehungen mit den Entwicklungsländern sowie 
die Verbesserung der Beziehungen zwischen der er- 
weiterten Europäischen Gemeinschaft einerseits 
und den Vereinigten Staaten und Kanada anderer- 
seits einer Prüfung unterziehen. 

4. In dieser Hinsicht erstrecken sich die Vorschlä- 
ge des Ausschusses auf den gesamten Bereich der 
Beziehungen zwischen Europa und Amerika; außer- 
dem gehen einige der Empfehlungen des Ausschus- 
ses aufgrund der besonderen Gesichtspunkte und 

! des Nachdrucks, mit dem sie vorgebracht werden, 
weit über die traditionellen Anliegen des Bündnis- 
ses hinaus. Der Ausschuß meint, daß der Versamm- 
lung eine Schlüsselrolle zufallen sollte, da sie dafür 
sorgen könnte, daß die Empfehlungen des Neuner- 
ausschusses zum Kernpunkt des politischen Teils 
des atlantischen Dialogs gemacht werden können. 

I Bei der Vorbereitung ihrer Arbeiten und Berichte 
könnten die zuständigen Ausschüsse der Versamm- 
lung, um den Prüfungsvorgang optimal wirksam zu 
gestalten, Sachverständige aus Nordamerika und 
Westeuropa als Berater hinzuziehen. Da einige 
Vorschläge des Ausschusses einen Meinungsaus- 
tausch mit Vertretern von Ländern erfordern, die 
nicht der Versammlung angehören, sollten die ver- 
schiedenen Ausschüsse in den Fällen Beobachter 
von anderen Nationen hinzuziehen, in denen das 
Thema dies notwendig macht. Nach Auffassung des 

I Ausschusses sollten die Ausschüsse der Versamm- 
lung sich natürlich nicht darauf beschränken, die 
im Bericht des Neunerausschusses enthaltenen 
Empfehlungen zu billigen, zu ändern oder abzuleh- 
nen, sondern sie könnten auch selbst Vorschläge 
und Anregungen Vorbringen. 

5. Bei der Prüfung dieser Ausschußberichte durch 
die Nordatlantische Versammlung w’äre es wün- 
schenswert, wenn die Berichte des politischen, des 
militärischen und des wirtschaftlichen Ausschusses 
im. Zusammenhang miteinander geprüft würden; 
möglicherweise müßte zu diesem Zweck eine Ple- 
nartagung anberaumt werden, die länger als üblich 
sein sollte. Ist dies nicht möglich, so wäre es viel- 
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leicht angebracht, diesem Vorhaben zwei Plenarta- 
gungen zu widmen, von denen eine in Nordamerika 
stattfinden könnte. Dabei sollte eine breite Presse- ^ 
berichterstattung angestrebt werden. Werden auf- | 
grund der Ergebnisse dieser Arbeiten der Ver- I 
Sammlung Entschließungen angenommen, so sollten 
diese den gesetzgebenden Körperschaften und den 
Regierungen der verschiedenen Länder, dem Nord- 
atlantikrat, dem Rat der OECD sowie der Kommis- ; 
sion der Europäischen Gemeinschaften zugeleitet 
werden. Nach Ansicht des Ausschusses könnte eine ! 
kleine Gruppe führender westeuropäischer und ' 
nordamerikanischer Abgeordneter der Versamm- ■ 
lung die großen Hauptstädte — einschließlich To- 
kio, soweit Japan mitbetroffen ist — aufsuchen, um , 
dort den zuständigen Ausschüssen der gesetzgeben- : 
den Körperschaften der verschiedenen Länder so- 
wie den Regierungschefs, den betroffenen Mini- 
stern, den Generalsekretären der NATO und der , 
OECD und den Kommissaren der Europäischen Ge- | 
meinschaften persönlich über den Inhalt dieser Ent- 
schließungen zu berichten. 

6 . Stets mit dem Blick auf die besondere Eigen- 

schaft der Nordatlantischen Versammlung als euro- 
päisch-amerikanische interparlamentarische Orga- 
nisation sowie auf die absolute Notwendigkeit, die 
in den Beziehungen zwischen Europa und Amerika 
auftretenden Probleme vorauszusehen und zu über- 
winden, empfiehlt der Ausschuß, den Vorschlag der 
Gründung eines „Kontaktgremiums auf hoher Ebe- ' 
ne" zu prüfen, das die Aufgabe haben sollte, zwi- 
schen Europa und Amerika etwa auftretende Diver- 
genzen im Auge zu behalten und darüber zu berich- , 
ten. Diese Gruppe könnte aus ein oder zwei nord- 
amerikanischen und der gleichen Anzahl von west- , 
europäischen Mitgliedern der Versammlung zu- i 
sammengesetzt sein; sie könnte der Versammlung | 
und ihren zuständigen Ausschüssen jedes Jahr ei- 
nen Bericht über den Stand der transatlantischen j 
Beziehungen unter politischen, wirtschaftlichen und i 
sicherheitspolitischen Aspekten vorlegen. i 

7 . Der Ausschuß empfiehlt im derzeitigen Stadium | 
nicht, die Beziehungen zwischen den verschiedenen ! 
internationalen parlamentarischen Organisationen ! 
in Europa (Europarat, Europäisches Parlament, Ver- ^ 
Sammlung der Westeuropäischen Union und Nord- 
atlantische Versammlung) zu ändern. Die westeuro- 
päischen Organisationen — insbesondere das Euro- 
päische Parlament — werden wahrscheinlich in der 
Zukunft wesentliche Änderungen erfahren; aus die- 
sem sowie aus mehreren anderen Gründen er- 
scheint es daher zur Zeit unangebracht, Neurege- 
lungen zwischen ihnen ins Auge zu fassen. Jedoch 
ist der Ausschuß der Auffassung, daß die voraus- 
sichtlichen Entwicklungen in Westeuropa die Be- 
deutung der Aufrechterhaltung und Stärkung der 
Nordatlantischen Versammlung als erste transat- , 
lantische interparlamentarische Instanz, die eine of- 


fizielle Verbindung zwischen den gesetzgebenden 
Körperschaften Nordamerikas und den parlamenta- 
rischen Institutionen Westeuropas herstellt, noch 
vergrößert. Dem vom Ausschuß in Ziffer 6 vorge- 
schlagenen „Kontaktgremium auf hoher Ebene" 
könnte die Aufgabe gestellt werden, sich laufend 
mit der Frage nach den besten Mitteln für die Si- 
cherstellung fruchtbarer Beziehungen zwischen den 
gesetzgebenden Körperschaften Nordamerikas und 
Westeuropas zu befassen. 

8 /’‘ Um eine wesentliche Rolle im Dialog zwi- 
schen Europa und Amerika spielen zu können, 
müßte die Nordatlantische Versammlung in höhe- 
rem Maße offiziell anerkannt werden. Eine Revision 
des Nordatlantikvertrages zu diesem Zweck steht 
um so mehr außer Frage, als der Ausschuß der Auf- 
fassung ist, daß die Mitgliedstaaten die Versamm- 
lung schon größtenteils offiziell anerkennen."' Der 
Ausschuß glaubt jedoch, daß die Versammlung ei- 
nen gefestigteren Status erhalten könnte, wenn sie 
den Ländern Westeuropas und Nordamerikas die 
Unterzeichnung eines offiziellen Protokolls vor- 
schlägt oder gegebenenfalls die Abgabe einer ent- 
sprechenden Erklärung anregt, die dem gleichen Ziel 
dient. In diesem Protokoll oder dieser Erklärung 
könnten zunächst noch einmal die gesamten Ziele 
der Versammlung in ihrer Eigenschaft als das euro- 
päisch-amerikanische parlamentarische Organ dar- 
gelegt werden, welches den Bestimmungen von Ar- 
tikel 2 des Nordatlantikvertrages in gebührender 
Form Nachdruck verleiht. Das Protokoll oder die 
Erklärung würde die Mitgliedstaaten direkt vor die 
Frage des offiziellen Status der Versammlung stel- 
len. Durch dieses Verfahren würde an sich schon 
ein Beitrag der juristischen Stellung der Versamm- 
lung und zur Hebung ihres Prestiges in den Län- 
dern Westeuropas und Nordamerikas geleistet. 

9, Zusammenfassend stellt der Ausschuß fest, daß 
der Nordatlantischen Versammlung in dem Uber- 
gangsstadium, in dem sich die Beziehungen zwi- 
schen Europa und Amerika zur Zeit befinden, in 
der Lage ist, eine neue, wichtige und stimulierende 
Aufgabe zufällt. Obwohl die Rolle der Versamm- 
lung beratend bleiben muß, ist die Formulierung, 
die Prüfung und Billigung von spezifischen Vor- 
schlägen für die Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den Ländern Westeuropas und Nordame- 
rikas doch eine wesentliche Aufgabe. Durch ihre 
Zugehörigkeit zu den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten ihrer Länder bringen die Abgeordneten die be- 
sten Voraussetzungen dafür mit, die Möglichkeiten 
für Änderungen der Regierungspolitik genau zu be- 
urteilen und realistische Empfehlungen zu machen. 
Wenn die Nordatlantische Versammlung ihre bera- 
tende Rolle mit Energie und kritischem Urteil 
wahrnimmt, kann sie viel dazu beitragen, die Bezie- 
hungen zwischen Europa und Amerika auf die Her- 
ausforderung des nächsten Jahrzehnts einzustcllen. 
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Anhang 1 


Zusammensetzung des Ausschusses der Neun 

Die ursprünglichen Mitglieder des Ausschusses der Neun waren- 

Der Vorsitzende Senator Jacob K. Javits (Vereinigte Staaten), Mit- 
glied des außenpolitischen Ausschusses des amerikanischen Senats 
und ehemaliger Vorsitzender des Politischen Ausschusses und des 
Wirtschaftsausschusses der Nordatlantischen Versammlung. 

Senator Manlio Brosio (Italien), Mitglied des Senats der Italienischen 
Republik, ehemaliger Generalsekretär der Nordatlantikpaktorgani- 
sation (NATO) und ehemaliger italienischer Botschafter in der Sowjet- 
union, im Vereinigten Königreich und in Frankreich. 

Michel Habib-Deloncle (Frankreich), Nationalsekretär für internatio- 
nale Beziehungen (Union der Demokraten für die fünfte Republik), 
Politischer Direktor der Zeitung „La Nation", ehemaliger Staatssekre- 
tär im Außenministerium und ehemaliger Staatssekretär im französi- 
schen Erziehungsministerium. 

Professor Walter Hallstein (BRD), ehemaliger Präsident der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und ehemaliger 
Staatssekretär im Außenministerium. 

Lord Harlech (Vereinigtes Königreich), Vorsitzender des Britischen 
Rates der Europäischen Bewegung und ehemaliger britischer Botschaf- 
ter in den Vereinigten Staaten. 

Wayne L. Hays (Vereinigte Staaten), Mitglied des außenpolitischen 
Ausschusses des amerikanischen Repräsentantenhauses sowie Vor- 
sitzender seines Unterausschusses für die Organisation des Außen- 
ministeriums und die Außenpolitik, Vorsitzender des Verwaltungs- 
ausschusses des Repräsentantenhauses und Vizepräsident der Nord- 
atlantischen Versammlung. 

Halfdan Hegtun (Norwegen), Abgeordneter und stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der Liberalen Partei. 

Lester Pearson (Kanada), ehemaliger Premierminister und Friedens- 
nobelpreisträger. 

Max van der Stoel (Niederlande), ehemaliger Vorsitzender des außen- 
politischen Ausschusses der Zweiten Kammer des niederländischen 
Parlaments. 

Während der Arbeiten des Ausschusses ergaben sich zwei Änderun- 
gen in seiner Zusammensetzung: 

Lester Pearson, der im Dezember 1972 verstarb, wurde durch Senator 
John Aird (Kanada), Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses des 
Senats, ersetzt. 

Der im Mai 1973 zum Außenminister ernannte Max van der Stoel 
wurde durch Ivo Samkalden (Niederlande), dem Bürgermeister von 
Amsterdam, ersetzt. 

Als Berater des Ausschusses mit beratender Stimme und dem Recht, 
Änderungen zum Schlußbericht des Ausschusses vorzuschlagen (jedoch 
ohne Stimmrecht), wirkten ferner mit; 

Senator Ihsan Sabri (^aglayangil (Türkei), ehemaliger Außenminister. 

Dr. Karl Mominer (BRD), Vizepräsident der Atlantischen Gesellschaft 
(ATA) und ehemaliger Vizepräsident des Bundestages. 

Botschafter Alberto Franco Nogueira (Portugal), ehemaliger Außen- 
minister. 

Geschäftsführende Direktoren des Ausschusses der Neun waren: 

Anthony Hartley (Vereinigtes Königreich) und Darnell Whitt (Ver- 
einigte Staaten). 
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Anhang 2 


Stellungnahmen, Vorbehalte und abweichende Meinungen 


Allgemeines 

Senator Caglayangil nimmt zu dem Abschlußbe- 
richt wie folgt Stellung: „Dieser Bericht stellt eine 
Zusammenfassung der verschiedenen zum Aus- 
druck gebrachten Ansichten und Gedanken dar. 
Wenn man ihm solchermaßen allgemein zustimmt, 
bedeutet das meines Erachtens noch nicht, daß man 
den ganzen Inhalt in jeder Einzelheit gutheißt. Ob- 
wohl ich also zum Beispiel mit den in Kapitel 2 
(Die Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheit) 
zum Ausdruck gebrachten Ansichten im allgemei- 
nen übereinstimme, könnte ich mich nicht der im 
Absatz 10 enthaltenen Meinung anschließen, wo- 
nach die Herstellung einer Parität auf dem Gebiet 
der strategischen Atomwaffen eine Überprüfung 
der Strategie der flexiblen Reaktion erforderlich 
mache. Ich bin vielmehr der Ansicht, daß jede auf- 
grund dieser neuen Situation unvermeidlich gewor- 
dene Anpassung im Rahmen der bestehenden Strate- 
gie durchgeführt werden könnte, ohne daß deren 
Grundprinzipien überprüft und geändert zu werden 
brauchten." 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 2 

Professor Hallstein nimmt zum ersten Satz wie folgt 
Stellung: „Seit Gründung des Atlantischen Bündnis- 
ses sind im internationalen System tiefgreifende 
Wandlungen eingetreten. Die Organisation des 
Nordatlantikvertrages (NATO) wurde geschaffen, 
um dem Expansionismus und der Aggressivität der 
sowjetischen Politik gegenüber dem Westen zu be- 
gegnen. Man kann sich deshalb fragen, ob die ein- 
getretenen Wandlungen irgendeinen Einfluß auf die 
Gründe für die Schaffung und Erhaltung des Bünd- 
nisses ausüben und insbesondere ob sie die Ziele 
und Mittel der sowjetischen Politik überhaupt be- 
rühren. Die einfache Erklärung, die Spannungen 
seien abgebaut worden, ist keine Antwort auf diese 
Frage. Zunächst einmal sind Spannung und Ent- 
spannung psychologische Erscheinungen, eher 
Symptome politischer Tendenzen als greifbare Tat- 
sachen, auf denen sich konkrete politische Folge- 
rungen aufbauen lassen. So wichtig die Psychologie 
in politischen Zusammenhängen auch sein mag, 
wirklich wesentlich sind die Faktoren, die eine psy- 
chologische Situation schaffen, und die Aktionen, 
die sie hervorrufen. Es sind also die in den folgen- 
den Kapiteln behandelten Faktoren und Aktionen, 
die uns vor die eigentlichen Probleme stellen. Zum 
anderen ist es schwierig, Spannung und Entspan- 
nung genau zu definieren (was ist eigentlich wirkli- 
che Entspannung?), wir haben es hier also mit 
zweideutigen Symptomen zu tun. Natürlich ist Ent- 
spannung wünschenswert, aber nach allgemeiner 
Ansicht hat sie weder latente Konflikte zwischen 
den beiden Seiten noch die Möglichkeit eines Krie- 
ges ausgeräumt. Drittens sind weder Spannung 
noch Entspannung ihrer Natur nach dauerhafte Si- 


tuationen. Die Entspannung kann nicht länger dau- 
ern, als beide Parteien damit einverstanden sind. So 
haben wir in der Vergangenheit immer wieder 
Fortschritte und Rückschläge erlebt. Auf Perioden 
hoher Spannung (Prag 1948, Budapest 1956, Kuba 
1962) folgten ruhigere Zeiten (nach Stalins Tod, nach 
Abschluß der Kuba-Krise und nach dem Sturz 
Chruschtschows) . " 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 1 

Professor Hallstein würde für den ersten Satz fol- 
genden Wortlaut vorziehen: „Verschiedene neue 
Ereignisse — insbesondere die zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Sowjetunion und 
Polen geschlossenen Verträge, das Viermächte-Ab- 
kommen über Berlin, die ersten Vereinbarungen 
über einen Abbau der strategischen Rüstungen, die 
Verträge zwischen den beiden deutschen Staaten 
und die Eröffnung multinationaler Verhandlungen 
über die Sicherheit in Europa — sind erste Schritte 
in Richtung auf eine Verbesserung der Stabilität in 
Europa und der Ost-West-Beziehungen." 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 7 

Herr Habib^Deloncle nimmt zum sechsten Satz wie 
folgt Stellung: „Dieser Satz ist nicht angebracht. In- 
dem man die Möglichkeit einer Schwächung des 
Bündnisses in Erwägung zieht, schafft man ja gera- 
de den Zweifel, gegen den man sich wappnen 
möchte. Außerdem ist es nicht wünschenswert, die 
Mitglieder des Bündnisses zu ermutigen, sich ge- 
genseitig die Schwächung der Allianz vorzuwerfen. 
Grundlage des Bündnisses ist das gegenseitige Ver- 
trauen der Mitglieder sowie ihr Bewußtsein, daß 
das Bündnis weiterhin für ihre Sicherheit notwen- 
dig ist." 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 8 

Zu Absatz 8 nimmt Herr Habib-Deloncle wie folgt 
Stellung: „Dieser Absatz darf unter keinen Umstän- 
den dahin gehend ausgelegt werden, daß Wirt- 
schaftsfragen einerseits und Sicherheitsfragen an- 
dererseits in ein und derselben Verhandlung mit- 
einander gekoppelt werden können. Jeder dieser 
Fragenkomplexe muß im Geiiste gegenseitigen Ver- 
stehens und im Bemühen um die bestmögliche Ab- 
stimmung der Interessen der Mitgliedstaaten geson- 
dert behandelt werden." 

Kapitel 1: Allgmeine Einleitung, Absatz 9 

Professor Hallstein nimmt zum erstan Satz wie folgt 
Stellung: „Die vom Atlantischen Bündnis bisher er- 
zielten Erfolge wären ohne den Beitrag der Länder 
Westeuropas unvorstellbar. Trotz aller Schwierig- 
keiten, die zu überwinden waren, hat die wirt- 
schaftliche Integration Westeuropas spektakuläre 
Fortschritte gemacht. Vielfach wird sie als der be- 
deutendste im letzten Vierteljahrhundert überhaupt 
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eingetretene Wandel betrachtet: Sie hat das Gleich- 
gewicht des atlantischen Systems derart grundle- 
gend geändert, daß dieses System Züge eines bila- 
teralen Verhältnisses zwischen Nordamerika und 
der Europäischen Gemeinschaft angenommen hat. 
Ihre günstigen Auswirkungen gehen weit über die 
Stabilisierung der atlantischen Wirtschaft durch ei- 
nen gemeinsamen Markt von kontinentalen Dimen- 
sionen hinaus. Von Anfang an handelte es sich auf- 
grund ihrer integrierenden Faktoren (gemeinsames 
Recht, gemeinsame oder koordinierte Politik, quasi 
föderative Institutionen) um eine im wesentlichen 
politische Erscheinung; auch ihre Ziele sind grund- 
sätzlich politischer Art: Frieden zwischen den Mit- 
gliedern der Gemeinschaft, äußere Sicherheit ge- 
genüber möglichen Gegnern, der Ausdruck eines 
politischen Willens durch eine einzige Stimme und 
die Übernahme von globaler Verantwortung auf 
wichtigen Gebieten (z. B. der Entwicklungspolitik). 
Deshalb ist ihre allmähliche Umwandlung in eine 
europäische Union noch im Laufe dieses Jahrzehnts 
auf der Gipfelkonferenz der Staats- bzw. Regie- 
rungschefs im Oktober 1972 offiziell angekündigt 
worden. Es wäre absurd, dieses ungeheure Mehr an 
Kraft und Möglichkeiten nicht im Interesse der ge- 
samten atlantischen Welt auszunützen und es 
durch innere Kontroversen zu neutralisieren.“ 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 9 

Herr Habib-Deloncle würde für den vierten Satz 
folgenden Wortlaut vorziehen: „Die Vereinigten 
Slaaleii und die Europäische Gemicinschaft sollten 
ihre Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung entwickeln und einen konstruktiven 
Dialog einleiten. Die anderen Mitglieder der Al- 
lianz sollten mit herangezogen werden zu den in 
diesen Beziehungen angewandten Verfahren, bei 
denen auch die Interessen der anderen demokrati- 
schen Länder und die weltweiten Verantwortlich- 
keiten der beiden Hauptbeteiligten berücksichtigt 
werden müssen. Dieser Dialog sollte im Rahmen ei- 
ner als geeignet erachteten bestehenden oder neuen 
Verfahrensordnung geführt werden und auf die Er- 
haltung des Weltfriedens, die Bewahrung der Si- 
cherheit und die Entwicklung des Wohlstandes der 
Länder des Nordatlantikgebiets gerichtet sein. Was 
Sicherheit und Wohlstand anbelangt, ist dieses Ge- 
biet unteilbar.“ Herr Habib-Deloncle hat diesen 
Text anstelle des vierten Satzes vorgeschlagen, um 
im Lichte der Ergebnisse der Konferenz von Kopen- 
hagen den besonderen Charakter des Dialogs zu 
unterstreichen, der zwischen den Vereinigten Staa- 
ten einerseits und der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft andererseits eingeleitet werden soll, 
und um bei dieser Gelegenheit an die Rechte der 
anderen Bündnispartner und dritter Länder zu erin- 
nern. Dieser Änderungsvorschlag ist von den Aus- 
schußmilgliedern mit vier gegen drei Stimmien ver- 
worfen worden. 

Kapitel 1: Allgemeine Einleitung, Absatz 10, Unter- 
absatz 1 

Herr Hegtun würde es vorziehen, diesem Unterab- 
satz folgenden Satz hinzuzufügen: „Es ist insbeson- 
dere darauf hinzuweisen, daß die Militärdiktatur in 
Griechenland in dieser Hinsicht eine äußerst be- 


dauernswerte Rolle gespielt hat. Alle Mitglieder 
des Bündnisses sollten sich klarmachen, daß es Teil 
ihrer gemeinsamen Verantwortung ist, zu der Wie- 
derherstellung von Demokratie und Menschenrech- 
ten in diesem Lande beizutragen.“ 

Herr Dr. Samkalden schließt sich dieser Meinung 
an. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 4 

Professor Hallstein zieht für den zweiten Satz fol- 
genden Wortlaut vor: „Die zunehmende Vielfalt 
und Komplexität der Ost-West-Fragen macht es je- 
doch erforderlich, daß die Mitglieder der Allianz in 
den bevorstehenden Verhandlungen einmütig auf 
der Grundlage eines gemeinsamen, bindenden Kon- 
zepts Vorgehen.“ 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 5 

Herr Habib-Deloncle nimmt zum zweiten Satz wie 
folgt Stellung: „In dem früheren Entwurf hatte Ka- 
, pitel 2, Die Zusammenarbeit im Bereich der Sicher- 
heit, Satz 2, folgenden Wortlaut: Die Beibehaltung 
' des totalitären Charakters des politischen Regimes 
der Sowjetunion und der kommunistischen Staaten 
Osteuropas sowie die Geheimhaltung ihrer politi- 
schen Entscheidungsprozesse lösen nach wie vor 
Besorgnis in den Ländern Westeuropas und Nord- 
amerikas aus, deren Interessen auf die Erhaltung 
unabhängiger und demiokratischer Staaten in West- 
europa gerichtet sind.“ Herr Habib-Deloncle be- 
dauert, daß der Gedanke der Unabhängigkeit aus 
diesem Absatz verschwunden ist und daß außerdem 
die Notwendigkeit der Erhaltung der Unabhängig- 
keit Europas und der Staaten, aus denen es besteht, 
in dem Bericht nicht betont wurde. 

; Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 6 

Professor Hallstein würde für den letzten Satz fol- 
i genden Wortlaut vorziehen: „Im gegenwärtigen 
: Abschnitt der Ost-West-Verhandlungen ist es nöti- 
ger denn je, daß die Länder der Allianz ihr militäri- 
sches Potential und ihren politischen Zusammen- 
halt aufrechterhalten.“ 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 10 

Herr Habib-Deloncle würde es vorziehen, daß der 
letzte Satz gestrichen wird. Hier die Gründe: Der 
^ Austritt Frankreichs aus den integrierten Komman- 
dos der Atlantischen Allianz ist seit 1966 eine Tat- 
sache, und diese Tatsache ist irreversibel. Die Be- 
ziehungen der französischen Streitkräfte zu denen 
der anderen Länder der Allianz gründen sich auf 
eine Reihe von Abkommen, die völlig zufriedenstel- 
lend sind. Deshalb gibt es auch keinen Grund, Lö- 
I sungen für ein Problem zu suchen, das sich über- 
I haupt nicht mehr stellt. 

I Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 11 

j Herr Habib-Deloncle enthält sich aus folgenden 
Gründen jeder Meinung über Annahme der Ableh- 
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nung des ersten Satzes: Im vorhergehenden Ent- 
wurf von Kapitel 2 hatte der erste Satz diesen 
Wortlaut: „Der Ausschuß ist der Ansicht, daß eine 
Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den 
europäischen Ländern auf dem Verteidigungssektor 
im Zusammenhang mit der Entwicklung der euro- 
päischen Union wesentlich ist." Die Enthaltung von 
Herrn Habib-Deloncle ist durch die Streichung der 
Wort „im Zusammenhang mit der Entwicklung der 
Europäischen Union" begründet. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 12 

Zum letzten Satz nimmt Herr Habib-Deloncle wie 
folgt Stellung: Unter dem Ausdruck „atlantische 
Gemeinschaft" ist das zu verstehen, was die Länder 
der Allianz an Idealen und an Interessen gemein- 
sam haben, nicht jedoch eine institutionelle Ge- 
meinschaft ähnlich der EWG. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 13 

Herr Habib-Deloncle würde es vorziehen, wenn die- 
ser Absatz um folgenden Satz erweitert würde: 
„Inzwischen sollten die anderen Mitglieder der Al- 
lianz den franzöischen und britischen Atomwaffen- 
programmen ihren politischen Rückhalt geben." 
Herr Habib-Deloncle schlägt diese Texterweiterung 
aus folgenden Gründen vor: Entgegen früher weit 
verbreiteten Ansichten kann die Entwicklung des 
atomaren Potentials Frankreichs und des Vereinig- 
ten Königreichs den Interessen der Allianz nur för- 
derlich sein; außerdem stellt sie eine Methode der 
gemeinsamen Übernahme der Lasten und Verant- 
wortlichkeiten dar, ein Begriff, der den Amerika- 
nern so sehr am Herzen liegt. Unter diesen Umstän- 
den sollten die anderen Bündnispartner sich dafür 
einsetzen, ihre europäischen Verbündeten, die sich 
um die Entwicklung ihres atomaren Potentials be- 
mühen, zu unterstützen. Herr Habib-Deloncle ist 
der Ansicht, daß es dabei ganz offensichtlich um 
eine politische Unterstützung geht, wie Senator 
Brosio festgestellt hat. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 14 

Herr Samkalden enthält sich der Stimme zur Frage 
der Annahme oder Ablehnung des Textes von Ab- 
satz 14 mit Ausnahme des ersten Satzes. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 14 

Professor Hallstein würde für den letzten Satz fol- 
genden Wortlaut vorziehen: „Die oben erwähnten 
Überlegungen sind nicht nur vorübergehender Na- 
tur, sie sind ein wesentliches Element des Fort- 
schritts in Richtung auf eine Neuordnung der Ver- 
teidigungskräfte Westeuropas in einer werdenden 
europäischen Union." Senator Brosio stimmt dieser 
Bemerkung Professor Hallsteins, die den letzten 
Satz deutlicher macht, zu. 

Kapitel 2: Die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherheit, Absatz 15 

Herr Habib-Deloncle enthält sich der Stimme zur 
Annahme oder Ablehnung des Absatzes 15, da er 


nach seiner Ansicht die Maßnahmen, die die Al- 
lianz ergreifen sollte, nicht angibt. 

Kapitel 3: Die wirtschaftliche Zusammenarbeit, Ab- 
satz 3 

■: Herr Habib-Deloncle nimmt zum dritten Satz wie 
folgt Stellung: „Es ist nicht richtig zu sagen, daß 
eine ausreichende Flexibilität der Wechselkurse 
wesentliches Merkmal eines neuen Währungssy- 
stems sein müsse. Hauptziel eines Währungssy- 
stems ist nicht der Ausgleich von Fehlbeträgen und 
Überschüssen der Zahlungsbilanzen, die innere 
oder äußere politische oder wirtschaftliche Ursa- 
chen haben können, sondern es soll die Grundlagen 
für die Entwicklung des Welthandels bieten. Der 
Begriff der Flexibilität ist von Unterabsatz 3 (a) 
ausreichend erfaßt, ohne daß eine Wiederholung 
notwendig wäre." 

■ Kapitel 3: Die wirtschaftliche Zusammenarbeit, Ab- 

Absatz 4 (f) 

Herr Habib-Deloncle würde für den ersten Satz fol- 
; genden Wortlaut vorziehen: „Der Ausschuß unter- 
streicht, daß die Verhandlungen über die Möglich- 

■ keiten einer Verbesserung des internationalen 
Agrarhandels weder die Tatsache, daß die Europä- 

. ische Gemeinschaft einer gemeinsamen Agrarpolitik 
bedarf, noch die Grundsätze dieser Politik in Frage 
stellen dürften, die von den neun Ländern der EWG 
angenommen worden sind und einen Teil der Er- 
rungenschaften der Gemeinschaft bilden." Herr Ha- 
bib-Deloncle schlägt den Ersatz des ersten Satzes 
I durch den vorstehenden Text aus folgenden Grün- 
den vor: Selbst wenn die gemeinsame Agrarpolitik 
nicht formuliert worden wäre, so dürfte man die 
i Grundsätze doch nicht ignorieren, auf denen sie 
i beruht und die von den drei neuen Mitgliedern bei 
der Aufnahme in die Gemeinschaft ausdrücklich 
! anerkannt worden sind. 

I Kapitel 4: Die politische Zusammenarbeit 

: Zu Kapitel 4 nimmt Herr Habib-Deloncle wie folgt 
I Stellung: „Ich glaube, daß Kapitel 4 einigen der in 
Kapitel 1, Allgmeine Einleitung, geäußerten Besorg- 
nisse nicht ganz gerecht wird. Vor allem glaube 
ich, daß drei zusammenhängende Grundsätze in Ka- 
I pitel 4 erneut hätten genannt werden müssen. Einge 
dieser Grundsätze sind übrigens von der Konferenz 
; von Kopenhagen als Grundlage der gemeinsamen 
' Erklärung mit den Vereinigten Staaten herangezo- 
; gen worden. Es geht dabei um folgende Grundsät- 
! ze: 1. die Anerkennung durch die Vereinigten Staa- 
j ten, daß die Schaffung der Gemeinschaft ein Ereig- 
nis von internationaler Tragweite ist, und die Hin- 
; nähme der Tatsache, daß die Gemeinschaft ihren 
: Platz in der Weltpolitik als ein besonderes Ganzes 
; einnimmt; 2. die Verstärkung der gleichberechtig- 
ten Zusammenarbeit und die Fortführung eines 
konstruktiven Dialogs zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Europäischen Gemeinschaft, die 
entsprechend ihren weltweiten Verantwortlichkei- 
‘ ten handeln sollten; 3. gegenseitiges Vertrauen 
zwischen den Bündnispartnern sowohl hinsichtlich 
der Erhaltung ihrer Sicherheit als auch in bezug 
! auf das Bemühen um eine Politik der Entspannung 
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und der Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und 
den Staaten Osteuropas." 

Kapitel 4: Die politische Zusammenarbeit, Absatz 2 

Herr Habib-Deloncle enthält sich aus folgenden 
Gründen der Stimme zur Frage der Annahme oder 
Ablehnung von Absatz 2: „Wenn ich mich zu die- 
sem Absatz der Stimme enthalte, dann deshalb, 
weil ich — ohne Gipfeltreffen zwischen Westeuro- 
pa und Amerika ablehnend gegenüberzustehen — 
der Ansicht bin, daß die gegenwärtigen Schwierig- 
keiten ausgeräumt werden können, ohne daß man 
auf dieses Verfahren, das einen Ausnahmecharak- 
ter bewahren sollte, zurückgreifen müßte." 

Kapitel 4: Die politische Zusammenarbeit, Absatz 5 

Professor Hallstein bemerkt, daß der letzte Satz, 
insbesondere in bezug auf die Worte „Konvergenz- 
trend . . . für ein neues politisches Verhältnis", ge- 
nauso undeutlich und schwierig zu definieren ist 
wie der vorerwähnte Begriff der Entspannung (sie- 
he die Stellungnahme Professor Hallsteins zu Kapi- 
tel 1, Absatz 2 Satz 1). Senator Brosion schließt 
sich diesen Bemerkungen an. 

Kapitel 4: Die politische Zusammenarbeit, Absatz 5 

Herr Hegtun möchte folgenden Satz am Ende des 
Absatzes angefügt sehen: „Solche Beziehungen 
könnten in einem späteren Stadium auch die Mög- 


lichkeit schaffen, eine neues gesamteuropäisches 
Sicherheitssystem zu schaffen." Herr Samkalden 
schließt sich dieser Stellungnahme an. 

Kapitel 4: Die politische Zusammenarbeit, Absatz 9 

Herr Hegtun möchte nachstehenden Satz am Ende 
des Absatzes angefügt sehen: „Insbesondere sollten 
die Mitglieder der Allianz darauf verzichten, Kolo- 
nialkriege, gleich welcher Art, zu beginnen oder 
fortzusetzen; desgleichen sollten sie Ländern, die 
Kolonialkriege führen, wie zum Beispiel Portugal in 
Afrika, keine Waffen liefern." Herr Samkalden 
schließt sich dieser Stellungnahme an. 

Kapitel 5: Die interparlamentarische Zusammenar- 
beit, Absatz 8 

Herr Habib-Deloncle enthält sich aus nachstehen- 
den Gründen der Stimme zur Frage der Annahme 
oder Ablehnung von Absatz 8: Die Nordatlantische 
Versammlung hat einwandfrei gearbeitet, ohne of- 
fiziellen Status zu besitzen. Es ist nicht sicher, daß 
ein förmliches Anerkennungsverfahren, das bei 
dem einen oder anderen Mitgliedstaat auf Vorbe- 
halte stoßen könnte, ihre moralische Position fe- 
stigt. Ohne theoretisch voll zufriedenstellend zu 
sein, würde der gegenwärtige Status der Versamm- 
lung ausreichende Möglichkeiten bieten, ihre nütz- 
liche Rolle weiterhin wahrzunehmen. 
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Anhang 3 


Tätigkeitsbericht 

Von 1972 bis 1973 tagte der Ausschuß der Neun 
achtmal. Bei der ersten und der zweiten Sitzung 
— in Bellagio am Corner See vom 8. bis 9. April 
1972 und in London vom 1. bis 2. Juli 1972 — er- 
örterten die Teilnehmer das Verfahren zur Formu- 
lierung der Stellungnahmen und Empfehlungen des 
Ausschusses und überprüften die Hauptthemen in 
den europäisch-amerikanischen Beziehungen. Bei sei- 
ner dritten Sitzung vom 9. bis 10. September 1972 
i.n Niagara-on-the-Lake in Ontario in Kanada ver- 
abschiedete der Ausschuß einen Zwischenbericht, 
der bei der in Bonn vom 19. bis 24. November 1972 
veranstalteten 18. Jahrestagung der Nordatlanti- 
schen Versammlung vorgelegt wurde. Der Ausschuß 
hielt seine vierte Sitzung am 24. November 1972 in 
Bonn und prüfte dabei die Reaktion der Versamm- 
lung auf diesen Zwischenbericht. 

Im Frühjahr 1973 wurde ein Plan zur Vervollstän- 
digung der Arbeit des Ausschusses vereinbart. Die 
fünfte Sitzung fand am 23. und 24. März 1973 in 
Paris statt und beschäftigte sich mit Wirtschafts- 
fragen. Bei der sechsten Sitzung am 19. Mai 1973 in 
Brüssel standen Sicherheitsfragen im Vordergrund. 
Die siebte Sitzung fand am 30. Juni 1973 in London 
statt und befaßte sich überwiegend mit den institu- 
tionellen Beziehungen. Bei jeder dieser drei Sitzun- 
gen erörterte der Ausschuß den Entwurf eines Kapi- 
tels für den entsprechenden Teil seines endgültigen 
Berichts. Bei der achten Sitzung in London am 15., 
16. und 17. September 1973 wurden die Kapitel 
revidiert und der endgültige Bericht angenommen. 
Um es den Ausschußmitgliedern zu vereinfachen, 
ihre Stellungnahmen und Empfehlungen zu den 
europäisch-amerikanischen Beziehungen in den zehn 
kommenden Jahren abzugeben, veranstaltete der 
Ausschuß ein Forschungsprogramm, bei dem eine 
Reihe von Forschungsorganisationen und internatio- 
nalen Sachverständigen in Westeuropa und Nord- 
amerika miteinbezogen wurde. Von etwa 30 Autoren 
aus neun Nationen — einschließlich zweier neutraler 
Staaten — Schweden und die Schweiz — wurden 
fast 800 Seiten Fachstudien über politische, die 
Sicherheit betreffende, soziale und wirtschaftliche 
Fragen vorbereitet. 

Die Arbeit des Ausschusses der Neun wurde aus- 
schließlich aus Mitteln finanziert, die von Privat- 
institutionen und interessierten Einzelpersonen in 
Westeuropa und Noramerika zur Verfügung gestellt 
worden waren. Die steuerfreien Beträge für For- 
schungs- und Betriebskosten des Ausschusses belie- 


fen sich zwischen 1972 und 1973 auf mehrere hun- 
derttausend Dollar. Das Governmental Affairs Insti- 
tute - — eine private gemeinnützige Berufsorganisa- 
tion in Washington — erhielt und verteilte die Gel- 
der für den Ausschuß und versorgte ihn mit den ver- 
waltungsmäßigen Dienstleistungen. 

Außer den Ausschußmitgliedern, den Beratern und 
geschäftsführenden Direktoren nahmen weitere Per- 
sönlichkeiten an den einzelnen Sitzungen des Aus- 
schusses der Neun teil: 

Von den Mitgliedern der Nordatlantischen Ver- 
sammlung: Terrence Murphy (Kanada) und Sir John 
Peel (Vereinigtes Königreich), die beiden aufeinan- 
derfolgenden Präsidenten der Nordatlantischen Ver- 
sammlung, Erik Blumenfeld (BRD), der Vorsitzende 
des Politischen Ausschusses der Versammlung, Sir 
Geoffrey de Freitas (Vereinigtes Königreich), der 
Vorsitzende des Unterausschusses der Versamm- 
lung zur Prüfung des Anhangs zum Zwischenbericht 
des Ausschusses der Neun, Senator Andre Dua (Bel- 
gien), Mitglied des Ständigen Ausschusses der Ver- 
sammlung, Philippe Deshormes (Belgien), der Gene- 
ralsekretär der Nordatlantischen Versammlung, 
außerdem Michael Palmer (Vereinigtes Königreich), 
der ehemalige Direktor für Ausschüsse und Studien 
der Nordatlantischen Versammlung. 

Von den am Forschungsprogramm für den Ausschuß 
der Neun beteiligten Persönlichkeiten: Botschafter 
Philip Trezise (USA), Dozent an der Brookings In- 
stitution und ehemaliger Zweiter Staatssekretär für 
Wirtschaft. Botschafter Don Guido Colonna di Pa- 
liano (Italien), ehemaliges Mitgled der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaft. Botschafter John 
Tuthill (USA), Generaldirektor des Atlantischen 
Instituts für internationale Angelegenheiten. Bot- 
schafter John Holms (Kanada), Generaldirektor des 
kanadischen Instituts für internationale Angelegen- 
heiten. Dr. Karl Carstens (BRD), ehemaliger Direktor 
des Forschungsinstituts der Deutschen Gesellschaft 
für Außenpolitik. Brigadier Kenneth Hunt (Vereinig- 
tes Königreich), stellvertretender Direktor des Inter- 
nationalen Instituts für Strategische Studien. Gurt 
Casteyger (Schweiz), stellvertretender Direktor des 
Atlantischen Instituts für Internationale Angelegen- 
heiten. Peter Dobell (Kanada), Direktor des Parla- 
mentarischen Zentrums für Außenpolitik und 
Außenhandel. Dr. Karl Kaiser (BRD), Direktor des 
Forschungsinstituts der Deutschen Gesellschaft für 
Außenpolitik. 
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Anhang 4 


Richtlinien der Nordatlantischen Versammlung 

Richtlinie 1 

betr. die Zukunft der Versammlung im Rahmen der 
Zukunft des Nordatlantischen Bündnisses 

(Angenommen auf der 17. Jahrestagung der Nord- 
atlantischen Versammlung in Ottawa, Kanada, 
Dienstag den 29. September 1971) 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Erhaltung eines star- 
ken und dynamischen Nordatlantischen Bündnisses 
eine Grundvoraussetzung für das überleben des 
Westens ist; 

ist der Auffassung, daß das ideelle und materielle 
Potential der atlantischen Länder vereint in der Lage 
ist, einen einzigartigen Beitrag zur Verbesserung der 
menschlichen Gesellschaft ln der Welt zu leisten; 

ist der Auffassung, daß die Herausforderungen der 
siebziger Jahre nur durch eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den atlantischen Nationen bewältigt 
werden können; 

hält die Zeit jetzt für gekommen, daß die Ver- 
sammlung eine gründliche Untersuchung über die 
für die siebziger Jahre geplanten Ziele und Auf- 
gaben des Bündnisses anstellt; 

hält es für notwendig, die Rolle zu bestimmen, die 
dieser Versammlung unter den Voraussetzungen 
und Gegebenheiten innerhalb des Bündnisses im 
kommenden Jahrzehnt zukommen soll; 

verweist auf die Beiträge der „Drei Weisen" der 
NATO von 1956, auf die Einberufung des Atlanti- 
schen Kongresses in London im Jahre 1959 und auf 
den Harmel-Bericht über die zukünftigen Aufgaben 
des Bündnisses; 

ersucht den scheidenden Vorsitzenden des Politi- 
schen Ausschusses, Senator Jacob K. Javits, den Vor- 
sitz über einen Ausschuß zu übernehmen, der aus 
neun derzeitigen oder ehemaligen Parlamentariern 


aus den Mitgliedstaaten des Bündnisses bestehen 
soll, — die übrigen acht sollen vom Präsidenten der 
Versammlung in Beratung mit dem Ständigen Aus- 
schuß um ihre Teilnahme gebeten werden — und 
eine gründliche Studie über die Zukunft des Atlanti- 
schen Bündnisses sowie über die Rolle auszuführen, 
die dabei für die Versammlung wünschenswert 
und am besten geeignet erscheint; die Dienstleistun- 
gen, die der Ausschuß der Neun dazu benötigt, 
sollen von geeigneten bereits bestehenden Institu- 
tionen sichergestellt werden; der Ausschuß soll dann 
der Versammlung spätestens im November 1972 Be- 
richt erstatten. 

Richtlinie 3 

betr. die Verlängerung des Mandats des Ausschusses 
der Neun 

(Angenommen auf der 18. Jahrestagung der Nord- 
atlantischen Versammlung in Bonn, Deutschland, 
Freitag, den 24. November 1972) 

Die Versammlung 

verweist auf ihre im September 1971 angenom- 
mene Richtlinie 1 ; 

stellt fest, daß der Ausschuß der Neun gebeten 
worden war, auf der Plenarsitzung der Versammlung 
im Jahre 1972 Bericht zu erstatten; 

verweist auf den vom Ausschuß der Neun im 
Jahre 1972 bereits erzielten Fortschritt; 

verweist auf den Zwischenbericht, den ihr der 
Ausschuß der Neun im Jahre 1972 vorgelegt hat; 

stellt fest, daß zahlreiche Aspekte der Arbeit des 
Ausschusses der Neun weiterer Beratung bedürfen; 

weist den Ausschuß der Neun an, seine Arbeit im 
kommenden Jahr fortzusetzen und der Versamm- 
lung auf der Plenarsitzung 1973 entsprechend Be- 
richt zu erstatten. 
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